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Generalsekretär Peter Hintze: / 

Schröder-Truppe verkörpert 
den personellen Notstand 

Zum Auftritt von Schröders Schattenkandi- 
daten in Berlin erklärte Generalsekretär 
Peter Hintze: 
Mit Schröders Schattentruppe ist kein Staat zu ma- 
chen. Sie verkörpert den programmatischen und per- 
sonellen Notstand der SPD. Deutschland würde mit 
diesen Leuten von der Weltspitze in die Drittklassig- 
keit zurückfallen. 
Schröder will ausgerechnet Lafontaine, den größten 
Schuldenmacher unter den westdeutschen Minister- 
präsidenten, zum Finanzminister machen. Mit 
Lafontaine geriete der Euro in höchste Gefahr. 
Inflation ist das Markenzeichen der SPD-Finanz- 
politik. 

Risikofaktor, der das Ver- 
trauen der Nachbarn zerstört 

Die Außenpolitik fristet bei der SPD ein Schattenda- 
sein. Scharping ist nur der Platzhalter für einen grü- 
nen Außenminister Trittin oder Fischer. Die peinli- 
chen außenpolitischen Entgleisungen Schröders, wie 
das Treffen mit dem weißrussischen Diktator Luka- 
schenko, lassen erahnen, welchen außenpolitischen 
Schaden Schröder in kürzester Zeit anzurichten ver- 
mag. Mit den Forderungen der Grünen nach einem 
Wegschrumpfen der Bundeswehr und der Abschaf- 
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Kurz & gut 

So gut wie 
bisher noch nie 

ist nach den Worten von 
Wohnungsbauminister 
Eduard Oswald die Wohn- 
raumversorgung in Ost 
und West. Die Eigentums- 
quote liegt in den alten 
Bundesländern bei 42, in 
den neuen Bundesländern 
bei 30 Prozent. Knapp drei 
Millionen Wohnungen 
sind zwischen 1991 und 
1997 in den alten Bundes- 
ländern gebaut worden. 
616.000 in den neuen. 
Im selben Zeitraum sind 
in Ostdeutschland 4,2 
Millionen Wohnungen 
modernisiert worden. 

Optimistisch 
wie noch nie 

ist nach einer Umfrage des 
Instituts für Wirtschafts- 
forschung Halle (IWH) 
die ostdeutsche Industrie 
hinsichtlich ihrer künfti- 
gen Entwicklung. Drei 
Viertel der befragten 
Unternehmen sehen 
aufgrund des kräftigen 
Wachstums bei den Aus- 
rüstungsinvestitionen in 
ganz Deutschland (10,7 
Prozent im ersten Quartal) 
auch ihre Zukunft in einem 
günstigen Licht. 

Auch der 
Ausfuhrboom 

setzt sich zwischen Ost- 
see und Erzgebirge fort: 
Nach einer Verbesserung 
um 25,8 Prozent auf knapp 
52 Milliarden Mark im 
letzten Jahr sind die Ex- 
porte aus den neuen 
Bundesländern allein im 
ersten Quartal dieses 
Jahres noch einmal um 
28,7 Prozent gestiegen. 

13.000 Aus- 
bildungsplätze 

hat die dritte bundesweite 
Lehrstellenaktion der 
Bundesanstalt für Arbeit 
vom 18. Juni gebracht. 
41.000 Firmen haben die 
Mitarbeiter der Bundes- 
anstalt besucht und dabei 
die Zusage für 6000 neue 
Ausbildungsplätze in die- 
sem, für 7000 im nächsten 
Jahr erhalten. 

Sachsen-Anhalts Verschuldung weit über dem Durchschnitt 
|   Mit einem burg voraus- schnitt der west- gebühren" zu 

Schuldenberg sichtlich das lichen Flächen- erwarten haben, 
von 23,5 Milliar- zweitschlech- länder von rund wenn Maa- 
den und einer teste Ergebnis 7.000 Mark und stricht auch für 
Pro-Kopf-Ver- allerneuen würde nach den die Bundeslän- 
schuldung von Bundesländer Worten des der gelten wür- 
8.700 Mark wird erreichen. Damit Präsidenten des de. Seit 1994 hat 
Sachsen-Anhalt liegt das Bundes- Landesrech- der Landeshaus- 
Ende des Jahres land weit über nungshofs „be- halt regelmäßig 
nach Branden- dem Durch- achtliche Straf- Kredite aufge- 

nommen, die 
über den eigen- 
finanzierten In- 
vestitionen 
lagen, und damit 
die verfassungs- 
rechtlich fest- 
gelegte Kredit- 
obergrenze 
überschritten. 

DAS WICHTIGSTE I |\|R, 

DER WOCHE 
AUF EINER SEITE 

Helmut Kohl ist ein Staatsmann, 
der Großtaten vollbracht hat - 
mit der deutschen Einheit und 
dem EURO. Das sind phantastische 
Leistungen. 

SPD-Schattenministerkandidat Josl 
Stollmann im „Stern" vom 25. Juni 

Personalstärke des Verfassungsschutzes: 
Höppners SPD beugt sich dem Diktat der PDS 

Die ersten Verbiegungen der SPD-Politik nach den 
Landtagswahlen in Sachsen-Anhalt werden sichtbar. 
Höppners Regierung kann sich zu keiner eindeutigen 
Haltung gegenüber dem Extremismus durchringen: 

• obwohl mit DVU nach PDS eine zweite radikale 
Partei in das Landesparlament eingezogen ist und 

• seit geraumer Zeit die Zahl extremistischer 
Straftaten zunimmt. 

SPD enthält sich der Stimme 
SPD-Innenminister Manfred Püchel hat mehrfach 
beteuert, daß der Personalbestand des Landes- 
amts für Verfassungsschutz nicht verringert wer- 
den darf. Und auch die CDU hat im Landtag einen 
entsprechenden Antrag gestellt, der die Arbeits- 
fähigkeit des Landesamts sicherstellen soll. Trotz- 
dem hat sich die SPD-Fraktion bei der Abstim- 
mung der Stimme enthalten. 

PDS und DVU waren sich dagegen rasch einig: 
Sie stimmten gegen den Stellenerhalt beim Ver- 
fassungsschutz. 

CDU-Landesvorsitzender Karl-Heinz Daehre: Als 
Vorwand für den Abbruch der Gespräche mit der 

CDU über die Bildung einer gemeinsamen Regie- 
rung hat der sachsen-anhaltinische Ministersprä- 
sident Höppner sein Entsetzen darüber zum Aus- 
druck gebracht, daß die CDU nicht bereit sei, ge- 
meinsam mit SPD und PDS Absprachen gegen die 
DVU zu treffen. Das war, wie sich jetzt zeigt, nicht 
sein Ernst. Sein wahres Gesicht sieht anders aus. 

Einmalige Gelegenheit für 
PDS und DVU 

Zur Sicherung ihrer Mehrheit im Landtag schlägt 
sich die SPD gegen ihren eigenen Innenminister 
auf die Seite der extremen PDS. Und beide radika- 
len Parteien - DVU und PDS - erhalten auf diese 
Weise die einmalige Gelegenheit, eine Institution 
in Frage zu stellen und zu demontieren, die dem 
Schutz der Demokratie dient. 

Karl-Heinz Daehre: Die CDU Sachsen-Anhalt setzt 
sich gegen jede Art von Extremismus zur Wehr. In 
Sachsen Anhalt ist sie die einzige im Parlament 
vertretene Partei, die es jetzt und auch in Zukunft 
damit ernst meint, extremistische Tendenzen - 
egal, ob von rechts oder von links - zu bekämpfen. 

Auch weiterhin Vorrang 
hat der Aufbau Ost: men: 1,7 Milliarden 
Um jährlich eine Mil- Mark. Auch die Ge- 
liarde Mark wird zur meinschaftsaufgabe 
besseren Eigenkapi- „Verbesserung der 
talausstattung der regionalen Wirt- 
Unternehmen der so- schaftssstruktur" 
genannte Beteili- wird in den nächsten 
gungsfonds Ost auf- Jahren fortgeführt. 
gestockt und über Finanzielle Ausstat- 
1998 hinaus verlän- tung: 6,4 Milliarden 
gert. Bisheriges Volu- Mark allein 1998. 

Automobil-Konjunktur 
Fast 700.000 Arbeit- Bis Ende März dieses 
nehmer beschäftigt Jahres wurden wei- 
derzeit die deutsche tere 18.000 Stellen 
Automobilindustrie; geschaffen. Im Mai 
das sind 43.000 mehr expandierte die Auto- 
als Ende 1996. Im mobilproduktion in 
vergangenen Jahr hat Deutschland mit 
dieser Industriezweig 459.300 Kraftwagen 
seinen Beschäftigten- gegenüber dem Vor- 
stand um 25.000 Er- jahresergebnis um 
werbtstätige erhöht. 16 Prozent. 
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Fortsetzung von Seite 1 
fung der NATO wird daraus ein außen- 
und sicherheitspolitischer Risikofaktor, der 
das Vertrauen unserer Nachbarn zerstört. 
Walter Riester, Schröders Mann für Arbeit 
und Soziales und gleichzeitig Schröders 
Dankeschön an die Gewerkschaften für ih- 
re einseitige parteipolitische Propaganda, 
hat die SPD in ein Rentenchaos gestürzt. 
Mit seinen Vorstellungen stellt er sowohl 
die Stabilität des Rentenbeitrags als auch 
die leistungsbezogene beitragsfinanzierte 
Rente in Frage. 
Christine Bergmann wurde von Schröder 
gleich als zuständig „für Frauen und das 
ganze andere Gedöns" (Süddeutsche Zei- 
tung, 30. 5. 98) eingestuft. Schröders 
Wortwahl ist verräterisch! 
„Partnerschaft für die geplante Zuwande- 
rung" (Sonntagsblatt, 22. 9. 95) gehört zu 
den geistigen Bekenntnissen von Herta 
Däubler-Gmelin, die 1992 gegen die Asyl- 
rechtsänderung eintrat und immer wieder 
als Gegnerin der rechtmäßigen Abschiebe- 
und Asylpraxis auftritt. Mit ihr als Justiz- 
ministerin und Schily als Innenminister 
wird der massenhaften Zuwanderung Tür 
und Tor geöffnet. 

Unvorstellbar 
Otto Schily wirft in Schröders Mann- 
schaft einen besonders langen Schatten. 
1972 bezeichnete er sich als linken An- 
walt, wenn unter links zu verstehen ist, 
„daß ich ein Gegner der kapitalistischen 
Gesellschaftsordnung bin" (Spiegel, 26. 
6. 72). 1977 war er der Auffassung: „De- 
mokratie ist in gewissem Umfang für den 
Kapitalismus nur eine Fassade" (ZDF, 14. 
9. 77), um 1997 festzustellen: „Es wird in 
der Öffentlichkeit immer wieder versucht, 
Widersprüche zu finden zwischen mei- 
nem Standpunkt von 1977 und dem von 
1997. Der unterscheidet sich überhaupt 
nicht" (Süddeutsche Zeitung, 13. 10. 
1997). Unvorstellbar, daß ein Mann mit 
solchen Standpunkten für die innere Si- 

cherheit, für den Schutz der Verfassung 
und die Terrorismusbekämpfung zustän- 
dig sein soll. 
Der SPD-Bundesgeschäftsführer spielt mit 
Gregor Gysi auf dem linken Flügel und 
strebt die Zusammenarbeit der SPD mit 
der PDS nach Sachsen-Anhalt auch in an- 
deren Ländern an. 

Einfach zu feige 
Rolf Schwanitz, Schröders Wahl für den 
Aufbau Ost, war gleichzeitig eine Ent- 
scheidung gegen den stellvertretenden 
Bundesvorsitzenden Wolfgang Thierse. 
Wie wenig Schröder am Aufbau Ost inter- 
essiert ist, zeigte sein Fehlen bei der Bun- 
destagsdebatte über den Aufbau Ost in der 
letzten Woche. Begründung: Er müsse sich 
auf eine Landtagssitzung vorbereiten - ei- 
ne Sitzung, die es in dieser Woche gar 
nicht gegeben hat. Schröder war einfach zu 
feige. 
Edelgard Bulmahn ist eine Verfechterin der 
Ausbildungsplatzabgabe und lehnt den 
Bau der Transrapidstrecke Hamburg-Ber- 
lin ab (Pressemitteilung der SPD-Bundes- 
tagsfraktion, 20. 5. 97). Mit solchen Auf- 
fassungen wird sie zum Bremsklotz für 
Bildung und Forschung in Deutschland. 
Stollmann war gar nicht erst in Berlin. 
Von ihm ist ja auch bekannt, daß er weder 
von einem Bündnis für Arbeit etwas hält 
noch Betriebsräte mag. Wahlkampf wird 
mit ihm nicht stattfinden. In die SPD will 
er schon gar nicht, und überhaupt findet er 
die Leistungen von Helmut Kohl „phanta- 
stisch". Soviel Sachverstand war Schröder 
dann doch suspekt: Er verpaßte Stollmann 
einen Maulkorb. 

Horror-Programm 
Schröder will von dem rot-grünen Horror- 
Programm ablenken. Seine Schattentruppe 
soll dabei helfen. Jeder Wähler kann sie 
im Kopf um Trittin, Fischer und Höhn er- 
gänzen. Dann weiß man, was uns blüht. ■ 
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Generalsekretär Peter Hintze: 

Schröders ungedeckte Wechsel 
Zu den Versprechungs-Kärtchen für 

rot-grüne Drückerkolonnen 

Der SPD-Kandidat - bislang schon als 
Impresario für medialen Budenzauber 
tätig - versucht sich neuerdings auch 
noch als Luftnummern-Akrobat: Ganz 
ungeniert läßt er unter seinem Namen 
reihenweise ungedeckte Wechsel auf eine 
rote Zukunft unters Wahlvolk streuen. 

Mit unseriösen Taschenspielertricks 
schmückt Schröder sich mit fremden Fe- 
dern und mischt unverfängliche Allge- 
meinplätze („Arbeitslosigkeit kann man 
bekämpfen") mit schon verwirklichten 
Reformen der CDU-geführten Bundesre- 
gierung („eigenständige Alterssicherung" 
für Frauen) zu einem Versprechungs-Kärt- 
chen für rot-grüne Drückerkolonnen zu- 
sammen. 

SPD-Luftnummer 1: 

„Mehr Arbeitsplätze" 
Zum Entsetzen der SPD hat der Auf- 
schwung in Deutschland kräftig an Fahrt 
gewonnen. Die Wirtschaft wächst, die Be- 
schäftigtenzahl steigt, und das Geld ist sta- 
bil. Die Sozialdemokraten haben sich mit 
der Blockade der Großen Steuerreform als 
Aufschwungbremser betätigt. Sie verdie- 
nen für ihre Verweigerungshaltung die ro- 
te Karte. Die CDU wird die Bundestags- 
wahl zur Abstimmung über die Fortset- 
zung des Aufschwungs durch eine breite 
Steuerentlastung für Arbeitnehmer und 
Betriebe machen. 

SPD-Luftnummer 2: 

IM 
w Ausbildungsoffensive '99' 
Wer der Politik der CDU-geführten Bundes- 
regierung für mehr Lehrstellen - konse- 
quente Modernisierung der Berufsbilder, 
Kooperation mit der Wirtschaft, Verstär- 
kung der Ausbildungsberatung und Förde- 
rung von Ausbildungsverbünden - ledig- 
lich einen neuen klangvollen Namen gibt, 
bestätigt doch damit nur den erfolgreichen 
Kurs der CDU! 

SPD-Luftnummer 3: 

„Chefsache Aufbau Ost" 
Es waren der Fleiß, die Umstellungsbereit- 
schaft und die Kreativität der Menschen in 
den neuen Ländern, die den Aufbau Ost 
zum Erfolg geführt haben. Bundeskanzler 
Helmut Kohl und die CDU-Ministerpräsi- 
denten haben mit ihrer Politik die große 
Erfolgsgeschichte in den neuen Ländern 
möglich gemacht. Schröder hat bei der 
Deutschen Einheit versagt, wie sein schä- 
biges Nein zum Vertrag zur Währungs-, 
Wirtschafts- und Sozialunion gezeigt hat. 

SPD-Luftnummer 4; 

„Deutschland als Ideenfabrik" 
Schröder verspricht den Deutschen das 
Blaue vom Himmel. Seinen Niedersachsen 
hat er etwas ganz anderes eingebrockt: 1.300 
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Stellen bei den Hochschulen gestrichen, 
3.000 Vollzeit-Lehrerstellen abgebaut und 
die Technologieforschung auf eine kaum 
erkennbare Größe zusammengeschrumpft. 
Seine Taten strafen seine Worte Lügen. 

SPD-Luftnummer 5: 

„Bekämpfung der 
Kriminalität" 
Das fällt Herrn Schröder reichlich spät ein! 
Die CDU-geführte Bundesregierung hat 
nämlich in den letzten Jahren bereits umfas- 
sende Maßnahmen zur Kriminalitäts- 
bekämpfung durchgesetzt, so beispielsweise 
das „Gesetz zur Verbesserung der Bekämp- 
fung der Organisierten Kriminalität". Die 
SPD dagegen hat sich immer wieder aus 
rein parteitaktischen Gründen quergelegt. 
Als es um das Abhören von Schwerverbre- 
chern ging, hat die SPD noch vor kurzem 
sogar zusammen mit der PDS die notwendi- 
gen Ausführungsgesetze bis zur Unkennt- 
lichkeit verwässert. Im übrigen werden in 
SPD-regierten Bundesländern bei der Poli- 
zei immer mehr Stellen abgebaut. Nieder- 
sachsen hat seinem Verfassungsschutz sogar 
die Hälfte seiner Stellen gestrichen! 

SPD-Luftnummer 6: 

„Neuer Aufbruch für die 
Frauenpolitik" 
Was Schröder über die berechtigten Anlie- 
gen der Frauen wirklich denkt, hat er bei 
der Vorstellung seiner Schattenmannschaft 
unverhohlen verkündet. Er sprach von der 
Zuständigkeit für „Frauen und das andere 
Gedöns". Kommentar überflüssig. 
Nur zur Erinnerung, Herr Schröder: das 
Erziehungsgeld, die Wiedereinstellungsga- 
rantie nach der Familienpause, die Aner- 
kennung der Erziehungsleistung und eh- 
renamtlichen Pflege in der Rente, die Frei- 
stellungstage für die Pflege kranker Kin- 

der, der Rechtsanspruch auf einen Kinder- 
gartenplatz sowie die rechtliche Gleich- 
stellung von Vollzeit- und Teilzeitarbeit: 
alles schon verwirklicht von der CDU-ge- 
führten Regierung! 

SPD-Luftnummer 7: 

„Mehr Steuergerechtigkeit" 
Aber, Herr Schröder: Haben Sie verges- 
sen, daß es die SPD war, die Betrieben 
und Arbeitnehmern eine Steuerentlastung 
durch ihr Nein im Bundesrat verwehrt 
hat? Jede Familie hätte heute mehr Geld in 
der Tasche, wenn die SPD die Steuerre- 
form nicht blockiert hätte. 

SPD-Luftnummer 8: 

„Bezahlbare Gesundheit" 
In Deutschland gibt es Spitzenmedizin für 
jeden, unabhängig von seinem Einkom- 
men. Zuzahlung für chronisch Kranke ha- 
ben wir auf 1  Prozent des Einkommens 
begrenzt (bei 3.000 DM Einkommen sind 
das 30 DM). Für alle anderen ist die Zu- 
zahlung auf 2 Prozent begrenzt. Wer we- 
nig verdient, ist von der Zuzahlung be- 
freit. 
Für die Kosten des Zahnersatzes kann sich 
jeder junge Mensch eigenständig versichern. 
Die Pflichtversicherung wird dadurch schon 
vom Start an um eine halbe Milliarde DM 
entlastet. Gesundheit wird nicht dadurch be- 
zahlbarer, daß man die Kosten erhöht. 

SPD-Luftnummer 9: 

„Mehr soziale Gerechtig- 
keit" (durch Rücknahme von Reformen) 
Sozial gerecht ist, was dazu beiträgt, die 
Arbeitslosigkeit abzubauen. 
• Bei einer Rücknahme der Rentenreform 
würde der Beitragssatz steigen, Arbeitge- 
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Wichtiger Erfolg für ostdeutsche Landwirte 
Als wichtigen Durchbruch für die 
ostdeutsche Landwirtschaft bezeich- 
nete der stellvertretende Vorsitzende 
der CDU/CSU-Bundestagsfraktion 
und Sprecher der ostdeutschen Uni- 
onsabgeordneten, Paul Krüger, die 
im EU-Agrarministerrat in Luxem- 
burg ausgehandelte Verlängerung 
wichtiger EU-Sonderregelungen für 
die ostdeutsche Landwirtschaft. 
Um jeweils weitere 2 Jahre verlängert 
werden sowohl die Befreiung von der 
90-Rinder-Obergrenze je Betrieb bei 
der Zahlung von Sonderprämien als 
auch die Befreiung von der Pflicht 
zum Abbau von 150.000 ha befristet 
zugewiesener Grundflächen in den 
neuen Ländern im Rahmen der 

Flächenstillegungen. Mit der Auf- 
rechterhaltung dieser Sondervorteile 
für die ostdeutsche Landwirtschaft 
wird einerseits den agrarstrukturellen 
Besonderheiten insbesondere bei den 
Betriebsgrößen Rechnung getragen 
und andererseits ein erheblicher Bei- 
trag zur weiteren Konsolidierung der 
ostdeutschen Landwirtschaft geleistet. 
Krüger würdigte in diesem Zusam- 
menhang den persönlichen Einsatz 
von Bundeslandwirtschaftsminister 
Jochen Borchert, der sich für die nach- 
drücklichen Forderungen der ostdeut- 
schen CDU-Bundestagsabgeordneten 
zu eigen gemacht und im EU-Agrar- 
ministerrat als vorrangiges deutsches 
Anliegen durchgesetzt hatte. 

ber und Arbeitnehmer würden stärker be- 
lastet und die Lohnzusatzkosten erhöht. 
Das wiederum würde Arbeitsplätze ge- 
fährden, statt neue zu schaffen. 
• Die Anhebung des Schwellenwertes bei 
der Anwendung der Kündigungsschutzre- 
gelungen hat kleinen Unternehmen gehol- 
fen, flexibler auf Auftragsschwankungen 
zu reagieren. Vor allem aber wurde damit 
ein wesentliches Einstellungshemmnis ab- 
gebaut. Wer diese Änderungen zurück- 
nimmt, betreibt Politik gegen die Arbeits- 
losen: Kleine Betriebe würden wieder ver- 
stärkt dazu übergehen, Überstunden arbei- 
ten zu lassen, statt neue Mitarbeiter einzu- 
stellen - nur um zu verhindern, daß kom- 
plizierte Kündigungsschutzregelungen 
eingehalten, hohe Abfindungen gezahlt 
und Gerichtsverfahren geführt werden 
müssen. Also nicht mehr Schutz, sondern 
mehr Arbeitsplatzunsicherheit! 

• Durch die Begrenzung der Lohnfortzah- 
lung im Krankheitsfall auf 80 Prozent konn- 

ten etwa 15 Milliarden DM eingespart wer- 
den. Dies hat die Unternehmen entlastet und 
Arbeitsplätze gesichert. Wer diese Begren- 
zung zurücknimmt, schadet den Betrieben, 
gefährdet bestehende und verhindert die 
Schaffung neuer Arbeitsplätze. 

SPD-Luftnummer 10: 

„Schröder" 
Das zehnte SPD-Versprechen hat Dro- 
hungscharakter. Schröder kündigt sich sel- 
ber an. Mit ihm im Geleitzug Oskar La- 
fontaine als Angriff auf unsere Finanzen, 
Otto Schily als Risiko für die innere Si- 
cherheit und Jost Stollmann als Zeichen 
für Irrationalität in der Politik. Grenzenlo- 
se Naivität in Verbindung mit sozialdemo- 
kratischen Altfunktionären und grünen 
Ideologen ist eine hoch gefährliche Mi- 
schung für Deutschland. Unter Schröder 
würde Deutschland aus der Weltspitze her- 
aus in die Drittklassigkeit zurückfallen.  ■ 
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Ein entscheidender Schritt auf 
dem Weg zur Deutschen Einheit 

Erklärung von Bundeskanzler Hel- 
mut Kohl anläßlich des achten Jah- 
restages der Währungs-, Wirt- 
schafts- und Sozialunion am 1. Juli: 

Heute jährt sich zum achten Mal der 
Tag, an dem die innerdeutsche 
Währungs-, Wirtschafts- und Sozial- 
union in Kraft trat. Der 1. Juli 1990 
war ein entscheidender Schritt auf 
dem Weg zur Deutschen Einheit. Für 
die Menschen in Deutschland wurde 
damit - in wichtigen Bereichen ihres 
täglichen Lebens - die Einheit bereits 
erlebbare Wirklichkeit. 
In den vergangenen acht Jahren sind 
wir gemeinsam beim Aufbau in den 
neuen Ländern weit vorangekommen. 

Ausländische Besucher - so zuletzt 
der amerikanische Präsident Bill Clin- 
ton - sprechen mit Hochachtung von 
dem Aufbauwerk der Deutschen. Die 
Erfolge sind vor allem den Menschen 
vor Ort zu verdanken, die angepackt 
und Großartiges geleistet haben. Der 
Dank für das Erreichte gilt aber auch 
den Menschen in den alten Bundeslän- 
dern für ihre solidarische Unterstüt- 
zung. 
Der Aufbau Ost behält für die Bundes- 
regierung auch in den kommenden 
Jahren absolute Priorität. Wir werden 
das Aufbauwerk mit aller Kraft weiter 
voranbringen. Dafür stehe ich auch 
ganz persönlich ein. 

Sichtbar aufgeblüht 
Generalsekretär Peter Hintze zum 
achten Jahrestag der Wirtschafts-, 
Währungs- und Sozialunion: 
Der 8. Jahrestag der Wirtschafts-, 
Währungs- und Sozialunion ist ein Anlaß 
zu großer Freude. In den letzten acht Jah- 
ren haben die Menschen in den neuen 
Ländern mit einer großartigen Umstel- 
lungsleistung, mit Fleiß und Kreativität ei- 
ne Aufbauleistung vollbracht, die in der 
Welt einmalig ist. Die neuen Länder sind 
sichtbar aufgeblüht. Sie entwickeln sich 
zur modernsten Region Europas. 
Helmut Kohl und die CDU-Minister- 
präsidenten haben die politischen Vor- 
aussetzungen dafür geschaffen, daß die- 
se Erfolgsgeschichte möglich wurde. 
Für die CDU behält der Aufbau Ost 
weiterhin absolute Priorität. Der Jahres- 
tag gibt auch Anlaß zum Rückblick auf 

die Zeit vor 1990, als die SED-Diktatur 
die Menschen und die natürlichen Le- 
bensgrundlagen ausbeutete. Der Jahrestag 
ist eine Mahnung, daß nie wieder Soziali- 
sten in Deutschland das Sagen bekommen 
dürfen. 

PDS: eine Organisation zum 
Scheitern der Einheit 
Der Handschlag zwischen SPD und PDS 
in Sachsen-Anhalt läßt Schlimmes be- 
fürchten. Die PDS ist eine Organisation 
zum Scheiternder Deutschen Einheit und 
eine Phalanx gegen das Wertesystem der 
Sozialen Marktwirtschaft. 

Der Jahrestag erinnert auch an das schäbige 
Verhalten von SPD-Chef Oskar Lafontaine 
und SPD-Kandidat Gerhard Schröder, die im 
Jahre 1990 bei diesem Werk der Einheit mit 
Nein gestimmt haben. Sie haben damit das 
moralische Recht verwirkt, sich um ein Amt 
im vereinten Deutschland zu bewerben.     ■ 
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Bundeskanzler Helmut Kohl: 

Der EURO ist die Antwort Europas 
auf die Globalisierung 

Dies ist ein großer Tag für Europa, für 
Deutschland und für die Stadt Frank- 
furt am Main. Die Errichtung der Eu- 
ropäischen Zentralbank ist ein wichti- 
ger Meilenstein in der Geschichte der 
europäischen Einigung. Am 1. Juni 
wurde die Europäische Zentralbank of- 
fiziell gegründet. Ich bin sicher, daß es 
Ihnen allen gelingen wird, die neue eu- 
ropäische Währung, den EURO, durch 
Ihre Arbeit zu einer starken, stabilen 
und sicheren Währung zu machen. 
Die europäische Einigung ist ein Glücks- 
fall der Geschichte unseres Kontinents. 
Dies gilt vor allem für unser Land, für 
Deutschland, als Land in der Mitte Euro- 
pas mit den längsten Grenzen und den 
meisten Nachbarn. Ohne die Einigung Eu- 
ropas wäre die Deutsche Einheit nicht 
möglich gewesen. Dafür sind wir dankbar. 
Die europäische Einigung ist für uns 
Deutsche bleibende Verpflichtung. 
Zugleich ist der Bau des Hauses Europa 
die beste Garantie für Frieden und Freiheit 
im 21. Jahrhundert. Die Einführung des 
EURO ist ein säkulares Ereignis, das das 
Gesicht unseres Kontinents im nächsten 
Jahrhundert entscheidend prägen wird. 
Kinder wachsen im Bewußtsein auf, 
• daß sie nach menschlichem Ermessen 
ihr ganzes Leben in Frieden, Freiheit und 
Wohlstand verbringen können, 
• daß die Grenzen in Europa ihren Cha- 
rakter als trennende Grenzen verloren ha- 
ben und sie überall in Europa Freunde fin- 
den können, 
• daß sie künftig von Helsinki bis Madrid 
mit einer Währung bezahlen werden. 

Mit dem EURO wird sich ein ganz neues 
Gefühl der Zusammengehörigkeit ent- 
wickeln. Europa wird so für die Menschen 
ganz konkret erfahrbar. Währungen waren 
schon immer mehr als bloßes Geld oder 
nur ein Zahlungsmittel. Sie waren und 
sind immer auch ein Stück kultureller 
Identität und ein Gradmesser politischer 
Stabilität. 

Die Einführung des EURO wird auch der 
Fortentwicklung der Politischen Union 

Aus dem Grußwort von Bun- 
deskanzler Helmut Kohl anläß- 
lich des Festakts zur Errich- 
tung des Europäischen Systems 
der Zentralbanken am 30. Juni 
in Frankfurt am Main 

neuen Auftrieb geben. Ich bin mir sicher, 
daß die morgen beginnende österreichi- 
sche Ratspräsidentschaft hierzu weitere 
Impulse geben wird. 

Für die deutsche Ratspräsidentschaft im 
ersten Halbjahr 1999 steht eine Vielzahl 
entscheidender Weichenstellungen an. Wir 
haben uns vorgenommen, Europa in dieser 
Zeit - gemeinsam mit unseren europäi- 
schen Partnern - ein gutes Stück voranzu- 
bringen. Dies gilt insbesondere für die 
dann anstehenden Entscheidungen zur 
Agenda 2000. 

Wir müssen uns ebenfalls unter deut- 
schem Vorsitz - anknüpfend an die De- 
batte beim Europäischen Rat in Cardiff- 
intensiv der Frage der künftigen Entwick- 
lung des europäischen Einigungsprozes- 
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ses widmen. Wir werden dies vor allem 
auch mit Blick auf die konsequente Um- 
setzung des Subsidiaritätsprinzips und 
die notwendigen institutionellen Refor- 
men tun. Dies ist gerade vor dem Hinter- 
grund der anstehenden Erweiterung der 
EU nach Osten und Südosten ein wichti- 
ges Thema. 
Die gemeinsame europäische Währung ist 
von grundlegender wirtschaftlicher Be- 
deutung für Europa. Zwischen den teil- 
nehmenden Währungen bestehen künftig 
keine Wechselkursschwankungen mehr. 
Dies erhöht die Planungssicherheit für In- 
vestitionen. Der Handel wird zunehmen. 
Dies kommt der Wirtschaftsentwicklung 
in unseren Ländern zugute. 
Unbestritten ist, daß der EURO kein Pa- 
tentrezept ist, mit dem die Arbeitsmarkt- 
Probleme in vielen Ländern Europas qua- 
si über Nacht gelöst werden können. 
Hierzu bedarf es - nicht zuletzt auch bei 
uns in Deutschland - noch größerer Flexi- 
bilität am Arbeitsmarkt und weiterer 
struktureller Reformen und Veränderun- 
gen. Wenn jeder von uns seine nationalen 
Hausaufgaben macht, eröffnet der EURO 
die große Chance für neue wirtschaftliche 
Dynamik, für dauerhaftes Wachstum und 
zukunftssichere Arbeitsplätze im 21. Jahr- 
hundert. 
Mit der EURO-Zone entsteht ein einheitli- 
cher Markt mit gemeinsamer Währung für 
zunächst 300 Millionen Menschen und ei- 
nem Anteil von rund 20 Prozent am Welt- 
einkommen - dies ist vergleichbar mit 
dem Anteil der USA. Ich gehe davon aus, 
daß die EURO-Zone in den kommenden 
Jahren durch den Beitritt weiterer Länder 
noch wichtiger wird. 
Der EURO ist eine der wichtigen Antwor- 
ten Europas auf die Globalisierung, den 
immer schärferen weltweiten Standort- 
wettbewerb zwischen Staaten und Regio- 
nen. Ein stabiler EURO hat gute Chancen, 
eine ernstzunehmende Alternative zum 

US-Dollar als Weltwährung zu werden. 
Angesichts der aktuellen Schwierigkeiten 
in Asien erkennen viele Investoren aus al- 
ler Welt die Vorzüge Europas und legen 
ihr Geld trotz niedriger Zinsen im „siche- 
ren Hafen" des EURO-Raumes an. Die in- 
ternationale Finanzwelt hat großes Ver- 
trauen in die gemeinsame europäische 
Währung - und das schon ein halbes Jahr 
vor ihrer Einführung. 
Das Vertrauen in die Stabilität des EURO 
ist vollauf gerechtfertigt! Wir haben die 
Einführung des EURO über einen Zeit- 
raum von zehn Jahren sorgfältig vorberei- 
tet. Wir haben wichtige Voraussetzungen 
dafür getroffen, daß der EURO eine dau- 
erhaft stabile Währung wird: 
• Bei der Auswahl der Teilnehmerstaaten 
Anfang Mai haben wir strikt auf die ver- 
tragsmäßige Einhaltung der Konvergenz- 
kriterien geachtet. 
• Damit die Haushaltsdisziplin auch nach 
Beginn der Währungsunion gewährleistet 
ist, haben wir zusätzlich den Stabilitäts- 
und Wachstumspakt beschlossen. 
• Die Europäische Zentralbank, deren 
Gründung wir heute feiern, ist nach be- 
währtem Vorbild unabhängig und zualler- 
erst der Sicherung der Geldwertstabilität 
verpflichtet. 
In Europa hat sich zudem bereits in den 
letzten Jahren eine beispiellose Stabilitäts- 
kultur entwickelt, die noch vor zehn Jah- 
ren niemand für möglich gehalten hätte. 
Ich bin sicher, daß der EURO zu einer ähn- 
lichen Erfolgsgeschichte wird wie die 
D-Mark, deren Einführung vor fünfzig 
Jahren wir Deutsche uns vor wenigen 
Tagen erinnert haben. Gerade für uns als 
Exportnation liegt die Einführung der 
gemeinsamen Währung im ureigenen In- 
teresse. 
Als Hüterin der Stabilität der neuen 
Währung kommt der Europäischen Zen- 
tralbank in Frankfurt am Main eine große 
Verantwortung zu. B 
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Die Ernennung des Standortbeauftragten 
ist ein großer Erfolg für die Union 

Zur Ernennung von Hilmar Kop- 
per, dem ehemaligen Vorstands- 
vorsitzenden und heutigen Auf- 
sichtsratsvorsitzenden der Deut- 
sche Bank AG, zum Beauftragten 
für Auslandsinvestitionen in 
Deutschland erklärte der wirt- 
schaftspolitische Sprecher der 
CDU/CSU-Bundestagsfraktion, 
Gunnar Uldall: 
Die Investitionsbedingungen am Wirt- 
schaftsstandort Deutschland haben 
sich durch die erfolgreichen Reformen 
der Koalition erheblich verbessert. 
Deutschland ist drittstärkste Wirt- 
schafts- und zweitstärkste Exportnati- 
on der Welt. Die CDU/CSU-Fraktion 
hat mit ihren Initiativen zur Verbesse- 
rung der Investitions- und Beschäfti- 
gungsbedingungen in Deutschland er- 
heblich zu einer dauerhaften Verbesse- 
rung der Rahmenbedingungen beige- 
tragen. 

Hervorragender Experte 

Im Ausland haben sich die positiven 
Investitionsbedingungen in Deutsch- 
land häufig nur unzureichend herum- 
gesprochen. Es ist unzweifelhaft, daß 
mit der vom Bundestag beschlossenen, 
vom Bundesrat aber abgelehnten 
großen Steuerreform die Standortbe- 
dingungen noch weiter verbessert 
werden können. Dennoch sprechen 
bereits heute viele Gründe für eine In- 
vestition aus dem internationalen Be- 
reich in Deutschland. Mit Hilmar 
Kopper, dem ehemaligen Vorstands- 
vorsitzenden der Deutschen Bank AG, 

wurde jetzt eine hervorragende Per- 
sönlichkeit gewonnen, um als heraus- 
gehobener zentraler Ansprechpartner 
für wichtige potentielle ausländische 
Investoren in Deutschland zur Verfü- 
gung zu stehen. Hilmar Kopper wird 
die positiven Investitionsbedingungen 
am Standort Deutschland aus unter- 
nehmerischer Sicht darstellen und 
seinen Gesprächspartnern glaubwür- 
dig und mit abgewogenem Urteil ver- 
mitteln. Er wird in Berlin ein eigenes 
Büro einrichten und eng mit der Bun- 
desregierung, den Bundesländern, 
den Wirtschaftsförderungsgesell- 
schaften und den in- und ausländi- 
schen Kammern zusammenarbeiten. 
Die konkrete Projektrealisierung der 
Investitionen wird weiterhin Aufgabe 
der Länderwirtschaftsfördergesell- 
schaften bleiben. Auch wird die für 
die neuen Bundesländer geschaffene 
Industrial-Investment-Council GmbH 
mit ihren spezifischen, wichtigen 
Aufgaben für die neuen Bundesländer 
fortgeführt. 

Initiative der CDU/CSU 

Die Ernennung des Standortbeauftrag- 
ten geht auf eine Initiative der 
CDU/CSU-Fraktion zurück. Diese In- 
itiative hat zugleich zu einer wesent- 
lich stärkeren Koordinierung und Her- 
vorhebung der Investitionsförderung 
bei allen beteiligten Trägern und Insti- 
tutionen der Wirtschaftsförderung ge- 
führt. Wir wünschen Hilmar Kopper 
bei seiner wichtigen Aufgabe viel Er- 
folg. 
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Durchbruch bei der Vermögensbildung: 
Erfolg für die Arbeitnehmer 

Zum Erfolg der Union im Vermittlungs- 
ausschuß zur Verbesserung der Vermö- 
gensbildung in Arbeitnehmerhand er- 
klärte der stellvertretende Vorsitzende 
der CDU/CSU-Bundestagsfraktion, 
Hans-Peter Repnik: 

Die SPD hat im Vermittlungsausschuß der 
geplanten deutlichen Verbesserung der 
Vermögensbildung in Arbeitnehmerhand 
nach langen Verhandlungen zugestimmt. 
Wie schon bei der großen Steuerreform 
sind wir der SPD im Vermittlungsaus- 
schuß entgegengekommen und haben 
Kompromißvorschläge unterbreitet. 
Während die SPD die Steuergespräche im 
letzten Jahr noch aus wahltaktischen 
Gründen scheitern ließ, hat sie sich dies so 
kurz vor der Wahl bei der Verbesserung 
der Vermögensbildung nicht mehr getraut. 
Zu offensichtlich wäre wohl der Betrug an 
den Arbeitnehmern gewesen. 

Die Koalition ist der SPD im Vermitt- 
lungsausschuß in allen tragbaren Punkten 
entgegengekommen, beim Insolvenz- 
schutz wie auch bei der Ostförderung. Mit 
diesem Gesetz wird der Durchbruch zu ei- 
ner Gesellschaft der Teilhaber im Sinne 
Ludwig Erhards möglich. Mit ihm können 
die Tarifpartner den gordischen Knoten 
verteilungspolitisch motivierter Umvertei- 
lung bei Tarifverhandlungen durchschnei- 
den. 

Wie sehen die Verbesserungen für die Ar- 
beitnehmer im einzelnen aus? 

• Anhebung der für die Sparzulage maß- 
geblichen Einkommensgrenzen von 
27.000/ 54.000 DM für Alleinstehende/ 
Verheiratete auf 35.000/70.000 DM zu 
versteuerndes Einkommen: Damit weiten 
wir den Begünstigtenkreis auf Arbeitneh- 

mer mit einem Bruttolohn von bis zu 
40.996/80.046 DM aus. 
# Besondere Förderung der Beteiligung 
am Produktiv vermögen: Zusätzlich zum 
bestehenden Förderhöchstbetrag von 936 
DM, der zukünftig für das Bausparen reser- 
viert wird, gibt es ab 1. 1. 1999 einen zu- 
sätzlichen Förderkorb für Beteiligungen am 
Produktivvermögen in Höhe von jährlich 
800 DM. Damit erreichen wir, daß das 
zulagengeförderte Sparvolumen des einzel- 
nen Arbeitnehmers von derzeit 936 DM auf 
1.736 DM nahezu verdoppelt wird. 
# Anhebung des Fördersatzes für inner- 
und außerbetriebliche Beteiligungen am 
Produktivvermögen auf 20 Prozent im 
Westen und 25 Prozent in den neuen Län- 
dern: Damit geben wir den Arbeitnehmern 
besondere Anreize, sich am Produktiv- 
vermögen zu beteiligen. Arbeitnehmer, die 
beide Förderbereiche voll nutzen, werden 
für ihre Sparanstrengungen mit einem 
deutlichen Anstieg der staatlichen Sparzu- 
lage von z. Zt. jährlich 93,60 DM auf 
253,60 DM in Westdeutschland bzw. 
293,60 DM im Osten belohnt. 
# Insolvenzschutz für Arbeitnehmer, die 
sich am eigenen Unternehmen beteiligen: 
Für Arbeitnehmerdarlehen gibt es bereits 
heute einen Insolvenzschutz. Sie sind be- 
reits nach geltendem Recht durch ein Kre- 
ditinstitut oder ein Versicherungsunterneh- 
men abzusichern. Für Mitarbeiterbeteili- 
gungen hat der Arbeitgeber zukünftig in 
Zusammenarbeit mit dem Arbeitnehmer 
Vorkehrungen zur Absicherung der ange- 
legten vermögenswirksamen Leistungen 
zu treffen. Nach drei Jahren soll die Wirk- 
samkeit dieser Regelung überprüft wer- 
den. Damit ist - angelehnt an die Insol- 
venzschutzregelung im Arbeitszeitflexi- 
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bilisierungsgesetz (genau: Gesetz zur 
sozialrechtlichen Absicherung flexibler 
Arbeitszeiten) vom 6. April 1998 - eine 
marktwirtschaftliche Lösung gefunden 
worden, die die Verantwortung dorthin 
legt, wo sie hingehört, nämlich in die Hän- 
de der Tarifparteien. 
# Konsequente Ausweitung des Katalogs 
der geförderten Anlageformen um neue 
Formen der Produktivkapitalbeteiligung, 
wie z. B. gemischte Fonds und Dachfonds. 
Für die Förderung ist es unerheblich, ob die 
Beteiligungen am Produktivvermögen auf 
individueller Basis, auf einzelvertraglichen, 
betrieblichen oder tarifvertraglichen Verein- 
barungen beruhen. Damit wird sichergestellt, 
daß auch die Vermögensbildung nicht-tarif- 
gebundener Arbeitnehmer gefördert wird - 
ein Gebot der Gerechtigkeit. Nach unserer 
Neuregelung wird eine staatliche Förderung 
auch dann geleistet, wenn die Tarifpartner die 
Verwendung vermögenswirksamer Leistun- 
gen auf Beteiligungen und auf das Bausparen 
konzentrieren. Wir möchten die Tarifpartner 
mit dieser Erweiterung nachhaltig ermutigen, 
sich dieses Themas anzunehmen und so die 
Idee einer investiven Verwendung des Loh- 
nes voranzutreiben. Dabei ist es für uns 
wichtig, daß innerhalb der Anlagearten die 
Wahlfreiheit der Arbeitnehmer bezüglich An- 

lageart und -institut gegeben ist. Hier muß 
Wettbewerb herrschen, um eine wirklich er- 
tragsorientierte Anlage der Spargelder im In- 
teresse der Arbeitnehmer zu sichern. 

Als großen Sieg der Vernunft 
hat Rainer Eppelmann, Bundesvor- 
sitzender der Christlich-Demokrati- 
schen Arbeitnehmerschaft (CDA), 
den Durchbruch bei der Vermögens- 
bildung bezeichnet: 

Der Vermittlungsausschuß hat den Weg 
für das 3. Vermögensbildungsgesetz frei- 
gemacht. Dies ist ein erster wichtiger 
Schritt in eine vermögenspolitische Offen- 
sive. Dies ist auch ein großer Sieg für die 
christlich-sozialen Verbände, die sich mit 
ihrer Kampagne „Investivlohn jetzt", die 
1997 gestartet wurde, endgültig durchge- 
setzt haben. Nun liegt es an den Tarifpar- 
teien, mit der neuen Vermögensbildung ei- 
ne langfristig beschäftigungsorientierte 
Tarifpolitik zu entwickeln. 
Die Entscheidung ist auch ein großer Er- 
folg für die Bundesregierung. Ihr Konzept 
wurde mit wenigen Änderungen vom 
Bundesrat akzeptiert. Bei der SPD hat sich 
doch die Vernunft durchgesetzt. Eine Ab- 
lehnung hätte sie den Arbeitnehmern nicht 
vermitteln können.. 

Bundeswehr beruft 29 200 Wehrpflichtige ein 
Zum Diensteintrittstermin 1. Juli 
werden rund 29 200 grundwehr- 
pflichtige junge Männer einberufen. 
Etwa drei Viertel von ihnen werden 
ihren Dienst beim Heer ableisten, 
die übrigen bei Luftwaffe und bei 
der Marine. 
Unter den Einberufenen sind zirka 
17 300, also rund 60 Prozent, Abituri- 
enten oder Fachoberschulabsolventen, 
die ihren Wehrdienst vor einer weite- 

ren beruflichen Ausbildung oder vor 
dem Studium leisten. 2 300 arbeitslose 
Wehrpflichtige hatten ihre Heranzie- 
hung zum Grundwehrdienst ausdrück- 
lich gewünscht, um ihre Chancen auf 
dem Arbeitsmarkt damit zu verbessern. 
Mehr als ein Drittel, nämlich 10 300 
junge Männer, kommen aus den neuen 
Bundesländern, 5 400 von ihnen wer- 
den ihren Wehrdienst in den alten 
Bundesländern leisten. 
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CDU setzt sich durch - 
SPD rudert zurück! 

Zum Erfolg der Koalition im Vermitt- 
lungsausschuß, die Steuerbefreiung zu- 
lassungsfreier Fahrzeuge wieder einzu- 
führen, erklärte der stellvertretende 
Vorsitzende der CDU/CSU-Bundes- 
tagsfraktion, Hans-Peter Repnik 
Es ist geschafft: Die SPD hat im Vermitt- 
lungsausschuß entgegen ihrem Bundes- 
ratsantrag darauf verzichtet, das Kraftfahr- 
zeugsteueränderungsgesetz „grundlegend 
zu überarbeiten". Nach mehreren ver- 
geblichen Anläufen ist es uns gelungen, 
die SPD dazu zu bewegen, eine wirt- 
schaftsfeindliche Regelung rückgängig zu 
machen. 
Die Aufhebung der Steuerbefreiung für 
zulassungsfreie, selbstfahrende Arbeitsma- 
schinen, Leichtkrafträder sowie Spezialan- 
hänger zur Beförderung von Sportgeräten 
oder Tieren für Sportzwecke wurde im 
Rahmen des Kraftfahrzeugsteuerände- 
rungsgesetzes 1997 beschlossen, das am 
24. April 1997 in Kraft getreten ist. Die 
Aufhebung der Steuerbefreiung ist auf 
Drängen der Bundesländer zustande ge- 
kommen, denen das Aufkommen der 
Kraftfahrzeugsteuer zufließt. Zur Begrün- 
dung hat der Bundesrat ausgeführt, daß 
nur durch eine Einschränkung der Steuer- 
freiheit für zulassungsfreie Fahrzeuge die 
steuerliche Gleichbehandlung wirt- 
schaftlich und verkehrsrechtlich gleichar- 
tiger Tatbestände gewährleistet sei. 
Insbesondere wegen der von der Bauwirt- 
schaft vorgetragenen nachteiligen Folgen 
aufgrund der Besteuerung selbstfahrender 
Arbeitsmaschinen hat der Finanzausschuß 
des Deutschen Bundestages mit den Stim- 
men der CDU/CSU und FDP dem Deut- 
schen Bundestag empfohlen, die Aufhe- 

bung der Steuerbefreiung zurückzunehmen. 
Dies sollte zunächst im Rahmen des Steu- 
erreformgesetzes 1998 rückwirkend ge- 
schehen. Der Deutsche Bundestag hat das 
Steuerreformgesetz in zweiter/dritter Le- 
sung mit dieser Änderung am 26. Juni 1997 
gegen die Stimmen der SPD beschlossen. 
Leider hat die SPD-Mehrheit im Bundesrat 
das Zustandekommen dieses Gesetzes ver- 
hindert. Damit konnte auch die Aufhebung 
der Steuerbefreiung nicht bereits 1997 wie- 
der rückgängig gemacht werden. 
Erst jetzt, kurz vor der Bundestagswahl, 
hat die SPD der rückwirkenden Wieder- 
herstellung der Steuerbefreiung für zulas- 
sungsfreie Fahrzeuge zugestimmt, um 
dem Vorwurf zu entgehen, erneut ein sinn- 
volles Gesetzesvorhaben zu blockieren. 
Zukünftig werden damit selbstfahrende 
Arbeitsmaschinen, wie z. B. Bagger, wie- 
der von der Kfz-Steuer befreit. Arbeits- 
plätze werden dadurch gesichert, denn die 
Bauwirtschaft wird in einem Umfang von 
rd. 130 Millionen DM jährlich entlastet. 
Der Sturmlauf der Wirtschaftsverbände 
gegen die ursprünglich von der SPD beab- 
sichtigte Beibehaltung der Steuerpflicht 
hat ebenfalls Wirkung gezeigt. 

Entlastung um 40 Mio. DM 
Mit ihrem Zurückrudern folgt die SPD 
vollständig dem Anliegen der Koalition. 
Die gleichzeitige Rücknahme der Kfz- 
Steuerpflicht bei Sportanhängern sowie bei 
Klein- und Leichtkrafträdern entlastet die- 
se Gruppe um rd. 40 Millionen DM. Damit 
werden ungerechtfertigte Härten bei ge- 
meinnützigen Sportvereinen ausgeglichen, 
die Spezialanhänger zum Transport von 
Sportgeräten und Tieren nutzen. ■ 
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Vermögensabgabe für Aufbau Ost 
ist der der falsche Weg 

Zur Ankündigung der Sprecherin 
der Grünen, Gunda Röstel, eine 
neue Vermögensabgabe einzu- 
führen, erklärte der wirtschaftspoli- 
tische Sprecher der CDU/CSU-Bun- 
destagsfraktion, Gunnar lidall: 
Die Ankündigung der Sprecherin der 
Grünen, Gunda Röstel, eine Vermö- 
gensabgabe neu einzuführen, um den 
Aufbau Ostdeutschland zu finanzie- 
ren, ist strikt zurückzuweisen. Diese 
Abgabe würde einen Rückschlag für 
die wirtschaftliche Entwicklung be- 
deuten, der stärker sein wird als mög- 
liche positive Effekte aus zusätzlichen 
Födermaßnahmen. Denn diese neue 
Abgabe ist in Verbindung zu sehen mit 
der im Parteiprogramm der Grünen er- 
hobenen Forderung, die 
Vermögensteuer wieder einzuführen. 
Vermögensausgabe und Vermögen- 
steuer zusammen würden bis zu 3,5 % 

des Vermögens bedeuten. Da eine Ka- 
pitalmarktrendite von nur 5 %, d. h. 
nach Steuern 2,5 % erzielt werden 
kann, verringert sich das Vermögen je- 
des Jahr um 1 %. Die Politik der Grü- 
nen hat den Charakter einer schlei- 
chenden Enteignung. Um sich dieser 
Enteignung zu entziehen, würde das 
Kapital ins Ausland verlagert werden 
mit allen negativen Effekten auf Inve- 
stition, Arbeitsplätze und wirtschaftli- 
che Entwicklung in ganz Deutschland. 
Darunter würde der Aufbau Ost- 
deutschlands ganz besonders leiden. 
Deswegen: Wer es ernst meint mit 
dem Aufschwung in den neuen Bun- 
desländern und nicht nur Neidgefühle 
ansprechen möchte, muß dem Vorha- 
ben der Grünen nach Einführung einer 
Vermögensabgabe und der zusätz- 
lichen Einführung der Vermögensteuer 
strikt entgegentreten. 

CDU Hessen rügt SPD-Kirchenpapier 

Die Verfolgung „antichristlicher 
und kirchenfeindlicher Pläne" hat 
die CDU-Opposition im Wiesba- 
dener Landtag der hessischen SPD 
vorgeworfen. 
So sei es als regelrechte „Kampfansa- 
ge gegen die Kirche" zu werten, wenn 
aus dem SPD-Bezirk Hessen-Süd die 
Abschaffung des Religionsunterrichts 
an den Schulen, die Auflösung der 
theologischen Fakultäten an den 
Hochschulen sowie der Abbau von 
kirchlichen Kindergärten gefordert 
werde, kritisierte der parlamentarische 

Geschäftsführer der CDU-Landtags- 
fraktion, Franz Josef Jung. 

Jung und der Leiter des CDU-Arbeits- 
kreises Kirchen, Norbert Kartmann, 
bezogen sich dabei auf ein Papier der 
Arbeitsgemeinschaft sozialdemokrati- 
scher Juristinnen und Juristen im 
SPD-Bezirk Hessen-Süd, das sich mit 
Vorschlägen für eine modernisierte 
hessische Verfassung beschäftigt. 
Nach Ansicht der Unionspolitiker 
gehört dieses Dokument einer „radi- 
kalen Kirchenfeindlichkeit sofort in 
den Reißwolf". 
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Niemand wird finanziell überfordert 
In der gesetzlichen Krankenversiche- 
rung gibt es sogenannte Härtefallrege- 
lungen, die dafür sorgen, daß niemand 
aus finanziellen Gründen auf Leistun- 
gen der gesetzlichen Krankenkassen 
verzichten muß und daß niemand 
durch Zuzahlungen unzumutbar finan- 
ziell belastet wird. 
30 Prozent aller Versicherten, das sind 21,4 
Millionen Menschen, sind heute bereits 
grundsätzlich von Zuzahlungen befreit. 

Wer gehört dazu? 
• Versicherte mit geringem Einkom- 
men. Wer 1998 monatlich über weniger 
als 1.736 DM (West) und 1 456 DM (Ost) 
Bruttoeinkommen verfügt, ist von den Zu- 
zahlungen zu Arznei-, Verband-, Heil- und 
Hilfsmitteln, Fahrkosten sowie zu sta- 
tionären Vorsorge- und Rehabilitationsku- 
ren vollständig befreit. 

Für ein Ehepaar liegt die Grenze bei 2 387 
DM (West) beziehungsweise 2 002 DM 
(Ost), für ein Ehepaar mit einem Kind bei 
2 821 DM (West) beziehungsweise 2 366 
DM (Ost). Für jeden weiteren Angehöri- 
gen kommen 434 DM (West) beziehungs- 
weise 364 DM (Ost) hinzu. (Für Arznei- 
und Verbandmittel gelten in den neuen 
Ländern die gleichen Härtefallgrenzen wie 
in den alten Ländern) 

• Vollständig befreit ist auch, wer lau- 
fende Sozialhilfe, Kriegsopferfürsorge, 
Arbeitslosenhilfe oder Ausbildungsförde- 
rung nach dem Bundesausbildungsförde- 
rungsgesetz oder von der Bundesanstalt 
für Arbeit erhält. 

• Befreit ist ebenfalls, wer in einem 
Heim oder einer ähnlichen Einrichtung 
von der Sozialhilfe oder der Kriegsopfer- 
fürsorge versorgt wird. 

• Kinder unter 18 Jahren brauchen 

ebenfalls keine Zuzahlungen für Arznei-, 
Verband-, Heil- und Hilfsmittel und bei 
stationären Vorsorge- und Rehabilitations- 
kuren sowie für den Krankenhausaufent- 
halt zu bezahlen. 

Besondere Regelungen gelten für chro- 
nisch Kranke: Chronisch Kranke, die be- 
reits ein Jahr lang Zuzahlungen bis zur 
Belastungsgrenze aufgebracht haben, 
brauchen später nicht mehr als 1 Prozent 
ihres Familienbruttoeinkommen zuzuzah- 
len. 

Grundsätzlich gilt: 
• Kein Versicherter muß mehr als 2 Pro- 
zent seines Jahresbruttoeinkommens an 
Eigenbeteiligungen für Arznei-, Verband- 
und Heilmittel sowie Fahrkosten leisten. 

• Die Zuzahlungen beim Krankenhaus- 
aufenthalt einschließlich Anschlußrehabi- 
litation sind auf höchstens 14 Tage im Jahr 
begrenzt. 

• Beim Zahnersatz gibt es eine gleitende 
Härtefallregelung. Die Krankenkasse er- 
stattet maximal einen Betrag in Höhe des 
zweifachen Festzuschusses. 

Was müssen Sie tun? 
Bei regelmäßig anfallenden Zuzahlungen 
kann die Rückerstattung monatlich oder 
vierteljährlich erfolgen. Sonst gilt für die 
Abrechnung der Zuzahlungen das Kalen- 
derjahr. Die Entscheidung über den Ab- 
rechnungszeitpunkt liegt bei den einzelnen 
Krankenkassen. 
Wer von Zuzahlungen befreit ist, kann von 
der Krankenkasse eine Befreiungsbeschei- 
nigung erhalten. In Apotheken gibt es Hef- 
te, in denen die Zuzahlungen quittiert wer- 
den können. 
Bei allen Fragen zu Zuzahlungen wenden 
Sie sich bitte an Ihre Krankenkasse.        ■ 
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Ist ein ausländerfeindlicher Rassist, wer 
beschließt, Scheinasylanten die Lei- 
stungen zu kürzen? Sind Parlament und 

Regierende komplett zu Nationalegoisten 
geworden, weil sie das Asylbewerberlei - 
stungsgesetz ändern? Den Eindruck könnte 
man fast bekommen, wenn man sich an- 
hört, welche großen Worte in den vergan- 
genen zehn Tagen gefallen sind. Da hieß es, 
die Bundesregierung betreibe eine „Politik 
des Spaltens" und mache „Wahlkampf auf 
Kosten der Migranten", sie trage daher die 
Schuld an einem wachsenden Rassismus. 
Nun ist es offenkundig, wer so redet, weiß 
nicht viel von den Deutschen und erst 
recht nichts von der deutschen Politik. 
Solche Sprüche könnte man dann auch ge- 
trost als wahltaktisches Geplänkel grüner 
Utopisten und 
dunkelroter Alt- 
kommunisten ab- 
tun, bestünde nicht 
die Gefahr, daß sie 
das Image unseres 
Landes im Aus- 
land nachhaltig 
beschädigen. Des- 
halb sollten wir 
gerade im politisch empfindlichen Bereich 
der Ausländer- und Asylpolitik bei den 
Tatsachen bleiben. 
Wir alle kennen ganz genau die Verpflich- 
tungen, die uns in der Nachkriegszeit ge- 
genüber unseren Partnern in aller Welt er- 
wachsen sind. Wir haben die Aufbauhilfe 
nicht vergessen, die wir von den fleißigen 
Gastarbeitern aus vielen europäischen 
Ländern nach dem Zweiten Weltkrieg be- 
kommen haben. Sie halfen unserer Indu- 
strie, so schnell wieder auf die Beine zu 
kommen, daß man in der ganzen Welt 
staunend von einem „Wirtschaftswunder" 
sprach. Viele Millionen von ihnen haben 
wir in 49 Jahren Bundesrepublik in unser 
Land eingegliedert. Sie haben uns nicht 
nur materiell, sondern auch geistig und 
kulturell bereichert. 

Die Bundesregierung hat diese Politik der 
Integration auch in den neunziger Jahren 
energisch fortgeführt. Sie hatte maßgebli- 
chen Anteil an der Einführung der Freizü- 
gigkeit innerhalb der Europäischen Union. 
Mit dem Wegfall der Grenzkontrollen und 
der Einführung der gemeinsamen europäi- 
schen Währung sind die Voraussetzungen 
dafür geschaffen, daß die nationalen Gren- 
zen im Europa des nächsten Jahrtausends 
eine immer geringere Rolle spielen wer- 
den. Davon provitieren wir alle - die stän- 
dig steigende Zahl der ins Ausland reisen- 
den Deutschen beweist es und belegt zu- 
gleich, wie begierig die Bundesbürger 
sind, andere Länder und fremde Menschen 
kennenzulernen. Betrachten wir nur das 
deutsch-französische Verhältnis. Aus 

„Kein Land der Welt kennt 
ein Wirtschaftsasylrecht" 

Die Legende von der ausländerfeindlichen Regierung 
Von Regierungssprecher Otto Hauser 

früheren Feinden sind erst gute Nachbarn 
und dann Freunde geworden. 
Wir erinnern uns natürlich auch an die hu- 
manitäre Hilfe, die unserem Land durch 
die Pakete von Care und die Aufbaupro- 
gramme insbesonderer unserer amerikani- 
schen Freunde zuteil geworden ist, als das 
Land nach dem Krieg eine wirtschaftlich 
und politisch schwere Zeit durchmachen 
mußte. Dies verpflichtet uns - der Bun- 
deskanzler hat auf dem Bremer Parteitag 
daran erinnert - als eines der reichsten 
Länder der heutigen Zeit, unsererseits im 
Bedarfsfall anderen Hilfe zu gewähren. 
Die Bundesregierung hat dies immer wie- 
der getan. Während der Bosnienkrise etwa 
wurden in Deutschland mehr Flüchtlinge 
aufgenommen als von allen anderen Staa- 
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ten zusammen. Die Asylrechtsregelungen 
der Bundesrepublik zählen auch nach den 
dringend erforderlichen Korrekturen der 
vergangenen Jahre noch immer zu den 
großzügigsten in Europa und weltweit. 
Das bedeutet immerhin, daß wir dem 
Steuerzahler jedes Jahr viel Geld für den 
Unterhalt der bei uns aufgenommenen 
Asylbewerber abverlangen. 
Diese Tatsachen machen aber auch deut- 
lich, daß unsere Leistungsfähigkeit nicht 
unbegrenzt sein kann. Auch wenn einige 
es sich anders wünschen würden: Kein 
Land der Welt kennt ein Wirtschaftsasyl- 
recht; auch Deutschland nicht. Wir können 
angesichts nach wie vor hoher Arbeitslo- 
sigkeit und angespannter Haushaltslage 
nicht jeden Menschen aufnehmen, der nur 
deshalb nach Deutschland kommt, weil er 
sich hier bessere Lebensbedingungen er- 
hofft, als er sie in seiner Heimat vorfindet. 
Natürlich entzieht sich Deutschland des- 
halb nicht seiner sozialen Verantwortung 
gegenüber weniger wohlhabenden Völ- 
kern. Doch muß der Vorrang der Entwick- 
jungspolitik gelten, mit der den Menschen 
in ihrer Heimat Hilfe zur Selbsthilfe gelei- 
stet werden kann. Dafür gibt die Bundes- 
regierung immerhin gut sieben Milliarden 
Mark jährlich aus. 

Das Asylrecht muß dagegen für jene reser- 
viert bleiben, die wirklich unter politischer 
Verfolgung leiden und sich ihren Aufent- 
halt in Deutschland nicht für kriminelle 
Machenschaften erschleichen. In diesem 
Zusammenhang ist auch die Politik der 
Bundesregierung zu verstehen, denjeni- 
gen, die das Asylrecht mißbrauchen, die 
gewährten Leistungen zu kürzen und jene, 
uie das ihnen eingeräumte Gastrecht mit 
Füßen treten, indem sie Verbrechen bege- 
hen, schnellstmöglich abzuschieben. 
pür mich steht fest: Nicht die Beschrän- 
kung des Gastrechts auf den genannten 
^ersonenkreis und die Mißbrauchs- 
bekämpfung fördern Rechtsradikalismus. 

Tragfähiger Kompromiß 
Nach Deutschland eingereiste Aus- 
länder werden künftig weniger So- 
zialhilfe bekommen, wenn sie durch 
die Vernichtung ihres Passes oder auf 
andere Weise das Asylrecht mißbrau- 
chen. 

Die beschlossenen Leistungskürzungen 
gelten insbesondere auch für Ausländer, 
die nur deshalb nach Deutschland ein- 
reisen, um in den Genuß von Sozialhil- 
feleistungen zu kommen. Dies sind die 
wichtigsten Ergebnisse beim Kompro- 
miß zum Asylbewerberleistungsgesetz, 
der unter Federführung von Bundesge- 
sundheitsminister Horst Seehofer im 
Gesundheitsausschuß des Bundestages 
zwischen Regierung und SPD-Oppositi- 
on gefunden wurde. 
Die Gesetzesinitiative geht auf einen 
Beschluß des Bundesrates vom Februar 
diesen Jahres zurück. 

Viel gefährlicher sind utopistische Sonn- 
tagsreden, in denen diese vernünftige Poli- 
tik immer wieder kritisiert wird und gefor- 
dert wird, daß auch straffällige Scheinasy- 
lanten Gastrecht genießen und vom deut- 
schen Steuerzahler alimentiert werden sol- 
len. Denn das sieht kein vernünftiger 
Mensch ein, und solche Forderungen trei- 
ben Wähler nach Rechtsaußen. 
Die Bundesregierung und die Koalition 
werden deshalb an ihrem Kurs festhalten. 
Mit der Änderung des Asylbewerberlei- 
stungsgesetzes wurde ein Schritt in die 
richtige Richtung unternommen. Auch die 
SPD hat sich hier nicht verschlossen und 
dem Gesetz zugestimmt. Wer die Bundes- 
regierung trotzdem als auländerfeindlich 
bezeichnet, den sollten wir alle im Interes- 
se unseres Heimatlandes als billigen Wahl- 
kampfredner entlarven. 
aus F.A.Z.-Sonntagszeitung vom 28. Juli 



Seite 20 ■ UiD 22/1998 BUNDESGRENZSCHUTZ 

Illegale Zuwanderung kann jetzt 
besser bekämpft werden 

Zur Beratung des Entwurfs eines Er- 
sten Gesetzes zur Änderung des Bun- 
desgrenzschutzgesetzes (BGSG) im In- 
nenausschuß des Deutschen Bundesta- 
ges erklärten der innenpolitische Spre- 
cher der CDU/CSU-Bundestagsfrakti- 
on, Erwin Marschewski, und deren Ob- 
mann und Berichterstatter zum BGSG 
im Innenausschuß, Wolfgang 
Zeitlmann: 
Der Innenausschuß des Deutschen Bun- 
destages hat am 23. Juni dem Entwurf ei- 
nes Gesetzes zur Änderung des Bundes- 
grenzschutzgesetzes zugestimmt. Die Ko- 
alitionsfraktionen hatten den Entwurf ein- 
gebracht, um die illegale Zuwanderung 
besser bekämpfen zu können. Mit dem 
Gesetzentwurf soll die bisherige, unzurei- 
chende Befugnis zur verdachtsunabhängi- 
gen Identitätsfeststellung im 30-km- 
Grenzstreifen erweitert werden. 
In seiner ursprünglichen Fassung sah der 
Entwurf deshalb vor, daß der Bundes- 
grenzschutz (BGS) auch auf Bahnanlagen, 
Bahnhöfen, während der Zugbegleitung 
sowie auf Verkehrsflughäfen verdachtsun- 
abhängig Identitätsfeststellungen vorneh- 
men darf. Gleichzeitig sollte dem BGS die 
Befugnis eingeräumt werden, zur Verhin- 
derung oder Unterbindung unerlaubter 
Einreise verdachtsunabhängig Sachen zu 
durchsuchen. 
Aufgrund der von Sachverständigen bei 
einer Anhörung im Innenausschuß am 15. 
Juni und der vom Bundesrat am 19. Juni 
geäußerten Bedenken wurde der Entwurf 
von den Koalitionsfraktionen mit dem Ziel 
eines möglichst breiten Konsenses über 
die Befugnisse zur Bekämpfung der ille- 
galen Einreise überarbeitet. Er sieht nun- 

mehr vor, daß der BGS zur Verhinderung 
oder Unterbindung unerlaubter Einreise 
die Befugnis erhält, in Zügen, Bahnhöfen 
sowie Verkehrsflughäfen mit grenzüber- 
schreitendem Verkehr jede Person auch 
ohne konkrete Verdachtsmomente kurzzei- 
tig anzuhalten, zu befragen und mitgeführ- 
te Ausweispapiere oder Grenzübertrittspa- 
piere zu prüfen sowie mitgeführte Sachen 
in Augenschein zu nehmen (sog. ver- 
dachtsunabhängige Befragung und In- 
augenscheinnahme). 

Bundesgrenzschutz-Novelle im 
Innenausschuß beschlossen 

Weitere polizeiliche Befugnisse, wie 
Durchsuchung, Festhalten, Mitnahme zur 
Wache oder erkennungsdienstliche Be- 
handlung, ergeben sich auf der Grundlage 
bereits bestehenden Rechts, wenn konkre- 
te Verdachtsmomente dies rechtfertigen. 
Im Bahnbereich und in Zügen wird der 
BGS von der ihm neu eingeräumten Be- 
fugnis nur dann Gebrauch machen, wenn 
diese nach grenzpolizeilicher Lagebeurtei- 
lung zur illegalen Einreise genutzt wer- 
den. Durch diese Lagebindung werden 
flächendeckende Personenkontrollen im 
(Bahn-)Reiseverkehr, die schon mit Blick 
auf den begrenzten Personalkörper der 
BGS nicht möglich wären, ausgeschlos- 
sen. 

Die Neuregelung beinhaltet für den BGS 
abgestufte Befugnisse: Verdachtsunabhän- 
gig sind Befragung und Inaugenschein- 
nahme möglich. Ergeben sich hieraus oder 
aus anderen Umständen Verdachtsmomen- 
te, so hat der BGS auch die Befugnis zum 
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SPD soll sich eindeutig erklären 
Der verkehrspolitische Sprecher der 
CDU/CSU-Bundestagsfraktion, Dirk 
Fischer, und der verkehrspolitische 
Sprecher der FDP-Bundestagsfrakti- 
on, Horst Friedrich, erklärten zur 
Debatte im Deutschen Bundestag 
über Magnetschwebebahn und Bau 
der Transrapid-Strecke Hamburg- 
Berlin am 24. Juni: 
Die Koalition hat der SPD heute die 
Gelegenheit gegeben, ihre Haltung zur 
Transrapid-Referenzstrecke Hamburg- 
Berlin zu revidieren und für die Öf- 
fentlichkeit nachvollziehbar und ein- 
deutig zu klären. Denn im Gegensatz 
zum niedersächsischen Ministerpräsi- 
denten Gerhard Schröder, der den Bau 
der Transrapidstrecke vorantreiben 
will, lehnt die SPD-Bundestagsfrakti- 

on diese Strecke ab. Die SPD-regier- 
ten Bundesländer bewegen sich zwi- 
schen unmißverständlicher Forderung 
nach Realisierung, lauer Enthaltung 
und verbitterter Behinderung des Pro- 
jekts. Die Bundes-SPD will mit den 
Bündnis-Grünen koalieren und sich 
von der PDS dulden lassen, die beide 
die Magnetschwebetechnik als Teu- 
felsmachwerk bekämpfen. 
Bei einer namentlichen Abstimmung 
auf Antrag der Koalition kann jeder 
SPD-Bundestagsabgeordnete zeigen, 
ob er der Schatten-Richtlinienkompe- 
tenz des SPD-Kanzlerkandidaten und 
seinem Ja zum Transrapid folgen will 
oder ihm in dieser Verkehrs- und wirt- 
schaftspolitisch wichtigen Frage die 
Unterstützung verweigert. 

Festhalten, zur erkennungsdienstlichen 
Behandlung oder Durchsuchung usw. Da- 
mit braucht kein Bürger besorgt zu sein, 
er werde, ohne daß irgendein Verdacht auf 
ihn fällt, an allen möglichen Orten über 
die Maßen kontrolliert. Andererseits ge- 
winnt der BGS eine weitere Möglichkeit, 
Anhaltspunkte für illegale Einwanderung 
festzustellen, diese also zu bekämpfen. 
Der Entwurf scheint damit bestmöglich 
geeignet, sowohl dem Interesse der Bürger 
nach geringstmöglichen Eingriffen als 
auch dem Interesse der Allgemeinheit zur 
Bekämpfung der illegalen Zuwanderung 
wirksam zu dienen. Dennoch wird die ge- 
nannte Befugniserweiterung auf 5 Jahre 
befristet, um Erfahrungen darüber zu sam- 
meln, ob sich das Instrument in seiner 
konkreten Ausgestaltung bewährt. Danach 
heißt es zu entscheiden, ob die verdachts- 
unabhängige Befragung einerseits notwen- 
dig, aber ggf. andererseits auch, ob sie 

ausreichend ist oder doch das schärfere 
Mittel der direkten verdachtsunabhängi- 
gen Identitätsfeststellung geboten ist. 
Mit dieser Novelle des BGS-Gesetzes ist 
es gelungen, eine Regelung zu finden, die 
die früher an der Grenze stattfindende 
Identitätskontrolle ersetzt. Eine Identitäts- 
kontrolle wird dem BGS künftig in seinem 
Zuständigkeitsbereich - namentlich: in 
Zügen - im Hinterland möglich sein. Die 
Länder, die nicht bereits das Mittel der 
verdachtsunabhängigen Identitätsfeststel- 
lung kennen (anders als Bayern, Baden- 
Württemberg, Mecklenburg-Vorpommern 
und Thüringen sowie bald auch Sachsen) 
sind aufgefordert, dafür Sorge zu tragen, 
daß ihre Polizeien nach dem Landespoli- 
zeirecht ebenfalls zumindest die Befugnis 
zur verdachtsunabhängigen Befragung 
und Ausweiskontrolle erhalten, damit auch 
auf Transitstraßen illegale Zuwanderung 
besser bekämpft werden kann. ■ 



Seite 22 ■ UiD 22/1998 BUNDESVERWALTUNG 

Es gibt keine „Beförderungswelle" 
Bundesminister Friedrich Bohl, Chef 
des Bundeskanzleramtes, zu Behaup- 
tungen von „Spiegel" und „Bild": 

Die behauptete Beförderungswelle in der 
Bundesverwaltung gibt es nicht. Beförde- 
rungen erfolgen streng nach Eignung, Be- 
fähigung und fachlicher Leistung. Kein 
Ministerium kann sich eigenmächtig zu- 
sätzliche Beförderungsstellen verschaffen; 
Beförderungen sind nur möglich, wenn 
dies der vom Parlament bewilligte Perso- 
nalhaushalt" erlaubt. 
Die Zahl der Beförderungen im Bundes- 
kanzleramt in den vergangenen Monaten 
ist niedriger als im Vorjahr. Auch für die 
Bundesregierung insgesamt gibt es keine 
„Beförderungswelle". Die Beförderungs- 
möglichkeiten in den nächsten Monaten 
liegen bei deutlich unter 4% aller Stellen 
und bewegen sich im Rahmen früherer 
Jahre. 

Die Behauptungen über Mitarbeiter des 
Bundeskanzleramtes sind falsch und infam: 

Der Leiter der Leitungsgruppe, Herr Ham- 
mes, wurde nicht befördert, sondern mit 
gleicher Besoldungsgruppe, die er bereits 
seit 1993 hat, aus dem Angestelltenverhält- 
nis in das Beamtenverhältnis übernommen. 
Der Ständige Vertreter des Leiters des 
Kanzlerbüros, Herr Roik, wurde und wird 
nicht befördert; er soll lediglich entspre- 
chend seiner jetzigen Bezahlung in das 
Beamtenverhältnis übernommen werden. 
Darüber entscheidet der Bundespersonal- 
ausschuß, ein unabhängiges Gremium un- 
ter Vorsitz der Präsidentin des Bundes- 
rechnungshofes. 
Der Leiter des Referates „Pressearbeit 
ChefBK", Herr Neumann, der diese Funk- 
tion seit 1992 innehat, hat seit März 1998 
die seiner Funktion entsprechende Vergü- 
tung nach B 3 erhalten. 
Offensichtlich wollen die Stichwortgeber 
der SPD nur von ihren eigenen „Schwar- 
zen Listen" mit 300 loyalen Staatsdienern 
ablenken, die sie mit SPD-Gefolgsleuten 
ersetzen wollen. 

Starker Rückgang der Verkehrstoten 
Noch nie seit 1979, seitdem Monats- 
ergebnisse zur Unfallstatistik vorlie- 
gen, sind in einem Jahr weniger 
Verkehrstote registriert worden als 
im letzten Jahr. 
Die Zahl der Straßenverkehrsunfälle 
sank im Vergleich zum April 1997 um 
5,1 %, die Unfälle mit Personenscha- 
den um 4,7 % und die Zahl der Getöte- 
ten sogar um 14%. Dies ist bei aller 
Tragik im jeweiligen Einzelfall der 
589 Unfalltoten im April 1998 eine 
überaus positive Entwicklung. Trotz 
Verkehrszuwachs ist der Trend der 

Straßenverkehrsunfälle konstant rück- 
läufig. Die Maßnahmen zur Verbesse- 
rung der Verkehrssicherheit - 0,5-Pro- 
mille-Regelung,Atemalkohohlanaly- 
se, Drogenverbot, Anpassung des 
Bußgeldkataloges etc. - die gute Ver- 
kehrssicherheitsarbeit und die erhebli- 
chen Verbesserungen des Insassen- 
schutzes bei neuen Pkws bringen den 
Erfolg. 

Dirk Fischer, verkehrspolitischer 
Sprecher der CDU/CSU-Bundestags- 
fraktion: Diesen erfolgreichen Weg 
werden wir weiterverfolgen. 
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Bundesinnenminister Manfred Kanther: 

Keine Entschuldigung für Gewalt 
In einer Debatte über die innere Sicher- 
heit muß auf die schrecklichen Vor- 
kommnisse anläßlich der Fuballwelt- 
meisterschaft in Frankreich eingegan- 
gen werden. Als erstes will ich das tiefe 
Mitgefühl des Bundesregierung mit 
dem schwerverletzten französischen 
Polizisten ausdrücken, das der Bundes- 
kanzler auch dem französischen Präsi- 
denten und ich dem französischen 
Innenminister ausgedrückt haben. 
Wir hoffen sehr, daß der verletzte Mann 
genesen kann. Dabei begleiten ihn unsere 
besten Wünsche. 

Wir haben in Deutschland seit Monaten 
die Sicherheitsfragen aus Anlaß der Fuß- 
ballweltmeisterschaft in Frankreich vor- 
bedacht. Es gibt in Deutschland seit lan- 
gem eine gut funktionierende zentrale 
Dienststelle beim Landeskriminalamt in 
Düsseldorf, die Zentrale Informationsstel- 
le Sport, kurz ZIS genannt, die alle Nach- 
richten aus dem Sicherheitsbereich des 
Sports bündelt, weitergibt, Lagebilder er- 
stellt und insbesondere auch bei der Vor- 
bereitung der Fußballweltmeisterschaft - 
die deutschen und französischen Anstren- 
gungen zusammengeführt hat - selbstver- 
ständlich immer unter Beteiligung des 
Deutschen Fußballbundes. Auch deshalb 
ist es erfeulich, daß der Präsident des 
Deutschen Fußballbundes noch einmal 
bestätigt hat, das die Zusammenarbeit in 
dieser Dienststelle ohne jede Beanstan- 
dung gewesen sei. Selbstverständlich ha- 
ben wir im Vorgriff auf die Tatsache, daß 
deutsche Hooligans über die Grenze fah- 
ren würden, dafür gesorgt, das Bahn- und 
Grenzpolizei alle denkbaren Anstrengun- 
gen unternehmen, um möglichen Tätern 
präsentiv auf die Spur zu kommen. Dabei 

ist die Bahn - und noch mehr die Grenz- 
polizei auf Nachrichten aus dem Inland, 
aus den Heimatorten der Hooligans ange- 
wiesen. Solche Nachrichten sind nicht 
eingegangen. 

Eine zweite Möglichkeit für die Grenzpoli- 
zei sind Stichproben, und diese werden 
natürlich in großem Umfang gemacht. Im 
Bereich des Grenzschutzpräsidiums Süd 
sind l .285 Identitätskontrollen durchge- 
führt worden. In 889 Fällen ist die Gewalt- 
täterdatei Sport abgefragt worden - in al- 
len Fällen ohne Ergebnis, und zwar ganz 
einfach dehalb, weil das bei dem riesigen 
Reise-, Sommer- und Wochenendverkehr 
über unsere westlichen Grenzen natürlich 
bedeutet, die Nadel im Heuhaufen zu su- 
chen. 

Natürlich werden die Kontrollen weiterge- 
führt und nach Kräften verstärkt. Aber es 
ist ja begreiflicherweise ein Merkmal die- 
ser Tätergruppierung, daß sie über die 
Grenze will und sich deshalb im Zug vor 
und an der Grenze nicht wie mit der Axt 
im Porzellanladen bewegt, wie sie es spä- 
ter am Platz des Geschehens zu tun beab- 
sichtigt. 

Außerordentlich schwierig 
Die Tatsache, daß die französischen Behör- 
den in keinem Falle deutsche Hooligans an 
der Einreise gehindert haben, also ein Be- 
tretensverbot ausgesprochen haben, zeigt, 
wie außerordentlich schwierig es ist, das 
Fehlen von Nachrichten aus dem Hinter- 
land an der Grenze auszugleichen. Das 
kann nur im Ausnahmefall und durch 
glücklichen Zufall gelingen. Die Sicher- 
heitsarbeit muß vor Ort geleistet werden, 
und das wird sie ja auch. Wir brauchen uns 
nur vorzustellen, die Fußballweltmeister- 
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Konsequent gegen Hooligans vorgehen 
Die Bürger sind in den letzten Jahr- 
zehnten mobiler geworden. Infolge 
des Wegfalls der Personenkontrollen 
zu unseren europäischen Partner- 
staaten ist es für den rechtstreuen 
Bürger, aber auch für Kriminelle 
und Gewalttäter einfacher gewor- 
den, ungestört von einem Staat in 
den anderen zu reisen. 
Der Wegfall der Grenzkontrollen ist 
auszugleichen. Hooligans dürfen 
keine Möglichkeit mehr haben, bei 
Fußballspielen ihr Unwesen zu trei- 
ben. 
Einen Weg zum Ausgleich des Weg- 
falls der Grenzkontrollen stellen Ver- 
dachts- und ereignisunabhängige 
Kontrollen auf Einreise- und Ausrei- 
serouten dar. 
Zur Bekämpfung der illegalen Einrei- 
se haben wir dem Bundesgrenzschutz 
(BGS) mit der Novellierung des 
BGS-Gesetzes Ende Juni im Deut- 
schen Bundestag die Möglichkeit ver- 
dachtsunabhängiger Befragung und 

Inaugenscheinnahme mitgeführter 
Sachen eingeräumt. Die verfassungs- 
rechtliche Lage verlangte eine Be- 
schränkung dieser Befugnis auf den 
Zweck der Bekämpfung der illegalen 
Einreise. 

Von Erwin Marschewski, 
innenpolitischer Sprecher 
der CDU/CSU-Bundestags- 
fraktion 

Wir müssen jedoch auch die Ausreise 
von Personen effektiver verhindern 
können, die z. B. aus Anlaß von Län- 
derspielen Ausschreitungen provozie- 
ren. Die Gewalttaten von Lens durch 
Hooligans verlangen entschiedene Re- 
aktionen. Sie schädigen im übrigen 
auch das Ansehen Deutschlands im 
Ausland. Deshalb muß auch in NRW 
die Polizei die Befugnis zur verdachts- 
unabhängigen Kontrolle von Personen 
erhalten, die sich auf Transitstrecken 
auf der Ausreise befinden. 

schaft fände in Deutschland statt. Dann 
würden wir alle miteinander davon ausge- 
hen, daß hier die Sicherheit der Veranstal- 
tungen gewährleistet werden muß. 

Die Franzosen haben viele Tatverdächtige 
gefaßt und werden die Mehrzahl von ih- 
nen sicherlich nach Deutschland zurück- 
stellen. Wir müssen sie hart bestrafen - 
und dies schnell. 
Diese Täter sind kaum resozialisierbar, je- 
denfalls nicht mit den Mitteln von Nach- 
sicht und gutem Zureden. Deshalb müssen 
sich auch unsere Justizbehörden, wenn wir 
belastbares Beweismaterial übermittelt be- 
kommen, um ein sehr schnelles Verfahren 
bemühen. 

Vor einigen Jahren haben es uns in ver- 
gleichbarer Situation auch die Italiener 
gezeigt. Ich glaube, daß das eine ganz 
wichtige Antwort des entschlossenen 
Rechtsstaates ist, um solchem Unwesen 
entgegenzutreten. Die Ausschreitungen 
sind gleichzeitig - ohne daß ich dies jetzt 
an dieser Stelle ausführen will - wieder 
ein Anlaß, darauf hinzuweisen, daß bei 
der Abwendungvon Gewalt nicht 
differenziert werden darf. Gewalt ist im- 
mer tabu im Rechtsstaat. Es gibt keine 
Entschuldigung für Gewalt, sei sie 
linksgetönt oder rechtsgetönt, gleichgültig 
ob sie von Deutschen oder Ausländern, 
im Ausland oder im Inland begangen 
wird. ■ 
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Um die innere Sicherheit kann 
einem angst und bange werden 

Am 5. und 6. Juni hat es in Niedersachsen 
erneut Plünderungen, Sachbeschädigun- 
gen, Verwüstungen, Diebstahl, Nötigung 
und Hausfriedensbruch durch Besetzung 
gegeben. All dies unter Duldung der Poli- 
zei und mit Einverständnis der Landesre- 
gierung, jedenfalls unter Duldung der Re- 
präsentantin der Landesregierung in der 
Fläche, nämlich der Regierungspräsiden- 
tin Lüneburg: Das BLG*)-Informations- 
zentrum in Lüchow-Dannenberg wurde 
am 5. Juni gegen 15.00 Uhr besetzt und 
erst am 6. Juni gegen 18.00 Uhr wieder 
verlassen, ohne daß die Personalien der 
Besetzer seitens der Polizei festgestellt 
worden sind. 

Bereits nach etwa einer Stunde hatte in die- 
sem Fall der Eigentümer Strafantrag ge- 
stellt und Räumung gewünscht. Dies wurde 
seitens des Eigentümers schriftlich gegenü- 
ber der Bezirksregierung wiederholt, ohne 
daß es zur Räumung gekommen ist. Es ist 
statt dessen zur Ausräumung wichtiger Ge- 
genstände aus den Räumen des Informati- 
onszentrums unter den Augen der Polizei in 
Lüchow-Dannenberg gekommen. 
Wir beurteilen diesen Vorgang außeror- 
dentlich ernst, weil es sich um das Dulden 
von Straftaten, das Gewährenlassen 
rechtswidriger Handlungen handelt. So et- 
was zerstört das Vertrauen in das staatliche 
Gewaltmonopol elementar. Es gibt in Nie- 
dersachsen erneut und abermals rechts- 
freie Räume unter Innenminister Glo- 
gowski - wie bei den Autonomen-Aufzü- 
gen in Göttingen, wie bei der Plünderung 
des Penny-Marktes während der Chaos- 
Tage, wie bei den Straßenuntertunnelun- 
gen in Splittau und anderswo. 
Irn Landkreis Lüchow-Dannenberg ist 
jetzt das Informationszentrum ein rechts- 

freier Raum geworden und 27 Stunden 
lang gewesen. 
Die Kosten der Schäden solcher Straftäter 
und Straftaten bleiben in Niedersachsen 
entweder auf den Eigentümern oder auf 
dem Steuerzahler hängen. Beim Penny- 
Markt betrug der Schaden im Vergleich 
über 200 000 Mark. Jetzt wird von den Ei- 
gentümern ein Schaden im Umfang von 
etwa 250 000 Mark geltend gemacht. 

Aus der Pressekonferenz des 
Vorsitzenden der CDU-Land- 
tagsfraktion, Christian Wulff, 
zum Thema „Besetzung des 
Atominformationszentrums 
Gorleben" am 18. Juni 

Wir halten das Klima, das im Zuge solcher 
Straftaten entstanden ist, für unerträglich. 
Dieses Klima ist aber auch begleitet und 
zugelassen worden: wenn dort ein Kreis- 
tagsabgeordneter des Landkreises Lüchow- 
Dannenberg bei den Besetzern gewesen 
sein soll, wenn dort nach Aussagen der Po- 
lizei die Vorsitzende der Bürgerinitiative 
mit dabei gewesen sein soll und diese Bür- 
gerinitiative steuerbegünstigt ist, das heißt, 
Mittel durch Steuerbegünstigungen an die- 
se Bürgerinitiative vom Staat subventio- 
niert werden. Wir haben im Landtag mehr- 
fach Anträge, Initiativen eingebracht, um 
die Steuerbegünstigung dieser Bürgerinitia- 
tive Lüchow-Dannenberg zu Fall zu brin- 
gen. Das ist von seiten der Schröder-Lan- 
desregierung jedesmal zunichte gemacht 
und zu Fall gebracht worden. 
Der Innenminister-Pressesprecher hatte 
davon gesprochen, es würde in Lüchow- 

)BLG = Brenn-Elemente-Lagergesellschaft 
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Dannenberg Krieg gegen die Bevölkerung 
geführ. All dies hat mit dazu beigetragen, 
daß offensichtlich manche in Niedersach- 
sen, in Lüchow-Dannenberg, mit ihrem 
Eigentum und ihrer körperlichen Unver- 
sehrtheit weitgehend schutzlos sind. Auch 
der Schlüssel zum Informationszentrum 
ist dem Hausmeister gegen seinen Willen 
entrissen worden. 

Wir wollen einen Untersuchungs- 
ausschuß 
Wir beantragen die Einsetzung eines Un- 
tersuchungsausschusses zur Aufarbeitung 
der Versäumnisse. Der Parlamentarische 
Untersuchungsausschuß ist das richtige 
Gremium, weil in diesem auch von der 
Minderheit Zeugen zitiert, vorgeladen wer- 
den können und weil dort die Zeugen zur 
Wahrheit verpflichtet sind, gegebenenfalls 
auf Wahrheit vereidigt werden können, 
was landesregierungsinterne Kommissio- 
nen alles nicht können. 
Wir wollen in dem Untersuchungsaus- 
schuß nach den Beziehungen der Polizei 
vor Ort, der Bezirksregierung und des In- 
nenministeriums fragen. Wir wollen fra- 
gen nach der Funktionstüchtigkeit der ver- 
änderten, mit der Polizeireform weitge- 
hend zerschlagenen Bereitschaftspolizei. 
Wir wollen die Vorgänge aufklären und 
für die Zukunft für Abhilfe Sorge tragen. 
Es geht aber vor allem auch um die politi- 
sche Verantwortung des Innenministers, 
der sich nicht wiederum, wie bei den Cha- 
os-Tagen, einen schlanken Fuß zu Lasten 
und auf Kosten der Polizei zu machen ver- 
suchen darf, sondern der als Innenminister 
politisch die Organisationshoheit hat, die 
Verantwortung dafür trägt, daß die Polizei 
in Niedersachsen funktioniert. 
Bei den Chaos-Tagen ist der Polizeipräsi- 
dent als Bauernopfer geopfert worden, 
während der Einsatzleiter Wiedemann 
anschließend befördert wurde. Ein solches 
Signal in die Polizei hinein ist völlig unak- 

zeptabel. Und es wird hier nicht wiederum 
darum gehen können, daß man die Polizei 
erst im Regen stehen läßt und dann die 
Polizisten mit Vorwürfen überhäuft, wie 
das der Innenminister in den letzten Tagen 
mit Vorverurteilungen getan hat. Es ist zu 
fragen, ob der Innenminister seiner politi- 
schen Verantwortung nachgekommen ist. 
Wir erleben, daß er in Sprüchen stark, in 
Taten aber schwach ist. 
Dieses Gegensatzpaar „Starke Sprüche 
und schwache Taten" ist nun zum wieder- 
holten Male aufgetreten. Wir gehen davon 
aus, daß die Grünen und die SPD zu ähnli- 
chen Schlußfolgerungen kommen und je- 
denfalls dann gekommen wären, wenn 
beispielsweise Rechtsradikale die Partei- 
zentrale der Grünen über 27 Stunden be- 
setzt, zerstört und demoliert hätten. Es 
kann kein teilbares Recht geben, sondern 
das Recht gilt für alle gleichermaßen, und 
der Staat hat das Recht und die Pflicht zu 
schützen, das Recht des Schwächeren zum 
Durchbruch zu bringen. 

Unerträglich für den Rechtsstaat 
Im einzelnen ist erneut die Deeskalati- 
onsstrategie der Landesregierung ge- 
scheitert. In Niedersachsen ist es quasi 
so, daß Glogowski die Polizei deeskalie- 
ren und die Gewalt eskalieren läßt. Er- 
neut sind Verhandlungen mit Rechtsbre- 
chern aufgenommen und geführt worden 
- seitens der Polizei aus der Position der 
Schwäche heraus. Das kannten wir, das 
kannten wir bei Demonstrationen, bei 
Untertunnelungen von Straßen, wir kann- 
ten es bei den Chaos-Tagen, und wir erle- 
ben es jetzt. Es werden Verhandlungen 
geführt aus dem Gefühl der Schwäche 
heraus, auf der Ebene der Gleichordnung, 
was wir als unerträglich für den Rechts- 
staat erachten. Die Schwäche entsteht aus 
der mangelhaften Unterstützung von 
oben. Es ist eindeutig mit dem Lagezen- 
trum im Innenministerium gesprochen 
und kontaktiert worden. Das Lagezen- 
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Doppelmoral der Länder in der Atomaufsicht 
Zur Anhörung von Energieversor- 
gern, Länderbehörden und Gutach- 
tern im Zusammenhang mit den 
Atomtransporten teilten der Vorsit- 
zende der Arbeitsgruppe Umwelt, 
Klaus W. Lippold, und der Bericht- 
erstatter der CDU/CSU-Bundestags- 
fraktion, Kurt-Dieter Grill, folgen- 
des mit: 
Eine erste Bewertung der Anhörung 
gibt Anlaß zu folgenden Feststellungen: 

Offensichtlich bestand bis zum 
April 1998 Einigkeit zwischen den 
Strahlenschützern in den Kraftwerken 
und den Länderaufsichtsbehörden, daß 
von den grenzwertüberschreitenden 
Kontaminationen keine gesundheitli- 
chen Gefahren ausgingen. 

Dies belegt die Darstellung des 
Staatssekretärs Voigt (Grüne) zu den 
Erkenntnissen seiner Behörde von 
1994 und 1996, bei der für die Auf- 
sichtsbehörde keinerlei Veranlassung 
bestand, den Bund über die Vorgänge 

zu informieren oder gar Transporte zu 
verbieten. Heute nimmt Schleswig- 
Holstein für sich in Anspruch, mit der 
Selbstkritik sei alles entschuldigt. Der 
gleiche Vorgang bei den Betreibern 
wird zum Anlaß genommen, denen die 
Zuverlässigkeit abzusprechen. 

In Niedersachsen hat es offen- 
sichtlich keine strikte, juristisch ein- 
wandfreie Trennung zwischen dem 
Aufsichtsratsmandat von Frau Grie- 
fahn und ihrer unmittelbaren Verant- 
wortung für die Atomaufsicht gege- 
ben. Dies sei eine „unappetitliche Ver- 
quickung zweier sich ausschließender 
Aufgaben". 
Darüber hinaus hat die Anhörung ge- 
zeigt, daß Betreiber und Länderbehör- 
den ihre Aufklärung der Sachverhalte 
erheblich beschleunigen müssen. Die 
Umsetzung des 10-Punkte-Plans von 
Bundesumweltministerin Angela Mer- 
kel, der von den Ländern offensichtlich 
mitgetragen wird, müsse zwischen al- 
len Ebenen - also Betreibern, Ländern 
und Bund - zügig umgesetzt werden. 

trum hat gesagt, man könne nicht helfen, 
es müsse innerhalb des Bezirks der Regi- 
on Lüneburg sich selbst geholfen werden. 
Hieraus jetzt zu konstruieren, auch unter 
Veränderung von Protokollen, daß ein of- 
fizieller, formaler Antrag auf Anforde- 
rung von Hundertschaften über die Be- 
zirksregierung nicht gestellt worden sei, 
'st für uns völlig nebensächlich. Man 
kann Polizisten, die um Hilfe ersuchen 
und eine Ablehnung telefonisch mitge- 
teilt bekommen, nicht zumuten, in dieser 
Phase auch noch formale Anträge zu stel- 
len in dem Wissen, daß diese dann eben- 

so formal abgelehnt werden. Für uns ist 
die Sache deshalb von besonders großer 
Dramatik, weil keine Konsequenzen gezo- 
gen worden sind aus dem Untersuchungs- 
ausschuß Chaos-Tage, aus der Besetzung 
und der Plünderung des Penny-Marktes. 
Man hat nichts gelernt aus den Vorgängen 
von 1995, und sie können offensichtlich 
immer wieder auftreten. Es wird in Nie- 
dersachsen nicht agiert, sondern resigniert, 
und die Bereitschaftspolizei ist in einem 
Zustand, der uns um innere Sicherheit, 
Recht und Ordnung angst und bange wer- 
den läßt. ■ 
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Der Tourismus der Deutschen 
wird zum Beschäftigungsmotor 

Zun Ergebnis des tourismuspolitischen 
Kongreß der CDU/CSU-Bundestags- 
fraktion am 28. Mai im Konrad-Ade- 
nauer-Haus in Bonn erklärte der Vorsit- 
zende der Arbeitsgruppe Fremdenver- 
kehr und Tourismus der CDU/CSU- 
Bundestagsfraktion, Rolf Olderog: 
Der Tourismus-Kongreß der CDU/CSU- 
Bundestagsfraktion wurde mit über 400 
Vertretern aus Wirtschaft, Wissenschaft, 
Umweltverbänden und Politik, unter ih- 
nen zahlreiche Spitzenvertreter, zu einem 
großen Deutschlandforum des Tourismus. 
Wichtig für das Reise- und Urlaubsland 
Deutschland: Wie ein roter Faden durch- 
zog die Referate und Diskussionen im 
Plenum und in den Arbeitskreisen die 
Forderung nach mehr Kundenorientie- 
rung und Erlebnisqualität beim Deutsch- 
landangebot, mehr Service und Freund- 
lichkeit sowie stärkere Kooperation und 
Konzentration bei Werbung und Marke- 
ting. 
Der Tourismus wird leider in seinem wirt- 
schaftlichen Gewicht, in seiner ökologi- 
schen Auswirkung und in seiner gesell- 
schafts- und lebensstilprägenden Bedeu- 
tung von vielen Politikern und Journali- 
sten unterschätzt. Der moderne Tourismus 
zählt neben der Informationstechnologie 
und der Telekommunikation zu den 
Haupttriebkräften der globlen Wirtschaft. 
Bundesminister Friedrich Bohl und der 
Präsident des Bundesverbandes der Deut- 
schen Tourismuswirtschaft (BTW) Erich 
Kaub würdigten das enorme wirtschaftli- 
che Gewicht, das der Tourismus auch in 
Deutschland erlangt hat. Kaub wagte so- 
gar die Vorhersage, daß der Tourismus der 
Deutschen sowohl im Inland wie auch im 
Ausland zum Beschäftigungsmotor der 

Zukunft und zum Hoffnungsträger für den 
Standort Deutschland werde. 
Die Zahlen für den Deutschland-Touris- 
mus sind imponierend: 2 Millionen Ar- 
beitsplätze, 75.000 Ausbildungsplätze, 
jährlich 200 Milliarden DM Umsatz und 
6% der Wertschöpfung. Dabei ist in 
Deutschland das Potential für Arbeitsplätze 
und Einkommen noch keineswegs ausge- 
schöpft. Tourismus ist besonders arbeits- 
platzintensiv: Während der Wertschöp- 
fungsanteil dem der Automobilindustrie 
entspricht, liegt die Zahl der Beschäftigten 
im deutschen Tourismus dreimal so hoch. 

Mit seinen vielfältigen Naturlandschaften 
und historischen Städten, mit seinen kultu- 
rellen und sportlichen Erlebnisangeboten 
ist Deutschland ein besonders attraktives 
Urlaubsland. Für die deutsche Tourismus- 
wirtschaft kommt es jetzt darauf an, mit 
Zuversicht und mutigen unternehmeri- 
schen Entscheidungen den gegenwärtigen 
positiven Trend zu nutzen. Mit 62,2 Mio. 
Urlaubsreisen (+ 1 Mio.) hat die Urlaubs- 
intensität in Deutschland 1997 einen Re- 
kord erreicht. Für 1998 haben die Deut- 
schen sich Anfang dieses Jahres sogar 
noch optimistischer zu ihren Reiseabsich- 
ten geäußert als 1997. Vor allem hat - ent- 
gegen gelegentlich skeptischen Erwartun- 
gen - die Nachfrage nach touristischen 
Angeboten in Deutschland sogar Spitzen- 
werte erreicht. Was es schon seit vielen 
Jahren nicht mehr gegeben hat, ist im vo- 
rigen Jahr eingetreten: Der Deutschlandur- 
laub hat dem Auslandsurlaub Marktanteile 
abnehmen können! Im vorigen Jahr stieg 
die Zahl der Urlaubsreisen in deutsche Fe- 
rienregionen von 18,5 auf 19,5 Mio. Der 
Marktanteil Deutschlands an den Urlaubs- 
reisen der Deutschen wuchs damit von 
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Erfreuliche Übereinstimmung 
Zu den „Wahlprüfsteinen" des Zen- 
tralverbandes des Deutschen Hand- 
werks (ZDH) erklärte der wirt- 
schaftspolitische Sprecher des CDU- 
Bundesvorstandes, Bundesverkehrs- 
minister Matthias Wissmann: 
Zwischen den wirtschaftlichen Kern- 
forderungen des ZDH und dem Zu- 
kunftsprogramm der CDU besteht eine 
erfeuliche Übereinstimmung. Dies ist 
um so wichtiger, als der Mittelstand, 
insbesondere das Handwerk, das 
Rückgrat unserer Wirtschaft ist. 
Reduzierung der Steuerbelastung 
durch die große Steuerreform, konse- 
quente Fortsetzung der Privatisie- 
rungspolitik, Förderung des Mittel- 
stands, Senkung der Lohnnebenkosten 
und Stärkung der Eigenverantwortung 
sowie Sicherung und Ausbau der be- 
ruflichen Bildung sind unverzichtbare 
Voraussetzungen, um den Wirtschafts- 
standort Deutschland zu stärken und 
neue Arbeitsplätze zu schaffen. 
Die „Wahlprüfsteine" des ZDH sind 
zugleich ein eindrucksvoller Beleg 
dafür, wie weit die SPD vom Mittel- 
stand entfernt ist. Allein eine Steuer- 
reform nach dem SPD-Wahlpro- 
gramm mit einer Abschaffung von 

Sonderregelungen ohne gleichzeitige 
deutliche Senkung der Steuersätze 
wird zu einer Mehrbelastung der 
Wirtschaft in Höhe von rd. 42 Mrd. 
DM führen. Insbesondere der Mittel- 
stand ist es, der durch die SPD-Steu- 
erreformpläne besonders belastet 
würde bzw. dessen Entlastung durch 
die von uns geplante große Steuerre- 
form die SPD im Bundesrat verhin- 
dert hat. Freiberufler und Selbständi- 
ge sollen übrigens erstmals über- 
haupt gewerbesteuerpflichtig werden: 
SPD und Grüne zusammen wollen so- 
gar - sei es kurz- oder langfristig - 
acht neue Steuer- und Abgabenarten 
einführen: Energiesteuer, Kerosinsteu- 
er, Devisensteuer, Vermögensteuer, 
Schwerverkehrsabgabe, Lastenaus- 
gleichsabgabe, Ausbildungsabgabe 
und Mindeststeuer. 
Angesichts der Bedeutung, die dem 
Mittelstand für die Sicherung und die 
Schaffung neuer Arbeitsplätze zu- 
kommt, ist es um so unverschämter, 
daß Schröders neuer „Schatten-Wirt- 
schaftsminister", der Unternehmer 
Jost Stollmann, keine Klarheit über 
den wirtschaftlichen Kurs der SPD ge- 
schaffen hat. 

30,2 auf 31,4 %. Der Marktanteil des Aus- 
landes an den deutschen Urlaubsreisen 
ging hingegen von 69,8 % auf 68,6 % 
zurück. 
Auf diese erfreuliche Entwicklung haben 
wir seit langem zielstrebig hingearbeitet. Es 
zeigt sich jetzt, daß die von der CDU/CSU 
vorangetriebenen Maßnahmen Früchte tra- 
gen. Im einzelnen zu nennen sind: 
• Neue verkaufsorientierte Dachwerbung 

für Urlaub und Reisen in Deutschland, 

• verstärkte Auslandswerbung der neu or- 
ganisierten Deutschen Zentrale für Tou- 
rismus (DZT neu), 

• Aufbau einer zentralen deutschen Mar- 
ketinggesellschaft (DTM), 

• Aufbau eines deutschlandweiten Reser- 
vierungssystem (DIRG), 

• enge Kooperation zwischen Bund und 
Bundesländern in Konzeption und Fi- 
nanzierung des Deutschland-Marke- 
tings. ■ 
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Länder tragen Mitverantwortung 
für ihre Städte und Gemeinden 

In der Kommunaldebatte im Deut- 
schen Bundestag zur Lage der Städte 
und Gemeinden ist deutlich geworden, 
daß viele Länder ihrer Finanzverant- 
wortung gegenüber den Kommunen 
nicht im notwendigen Umfang nach- 
kommen. 
Die finanzielle Situation ist für alle politi- 
schen Ebenen schwierig. Dies gilt auch für 
die Städte und Gemeinden. In den neuen 
Ländern waren es die Bürgermeister und 
Kommunalpolitiker, die mutig zupackten 
und mit großartigem Engagement oft aus 
dem Nichts kommunale Strukturen auf- 
bauten. Die Bereitschaft der Menschen, 
sich schnell auf eine völlig neue Situation 
einzustellen, verdient großen Respekt. 
Wir erleben zur Zeit eine Erholung der 
Wirtschaft und des Arbeitsmarktes auf 
breiter Front. Die verbesserten wirtschaft- 
lichen Rahmenbedingungen wirken sich 
auch auf die kommunalen Kassen positiv 
aus. 
Wenn wir mit offenen Augen durch die 
Dörfer und Städte in den neuen Ländern 
fahren, sehen wir, was dort die Menschen 
in wenigen Jahren geschaffen haben. Wir 
sollten aufhören, alles mies zu reden. 

• Finanzausstattung der 
Gemeinden 

Nach unserem Grundgesetz sind die Län- 
der für die Finanzausstattung der Kom- 
munen zuständig. In den letzten Jahren 
hat eine enorme Steuerkraftverschiebung 
vom Bund auf die Länder stattgefunden. 
Während die Steuereinnahmen des Bun- 
des seit 1994 um 40 Mrd DM gesunken 
sind, sind in dieser Zeit die Steuereinnah- 

men der Länder um 70 Mrd. DM gestie- 
gen. Mit dieser Steuerverschiebung ist 
auch die Verantwortung der Länder für 
die Finanzausstattung der Kommunen ge- 
wachsen. Viele Länder kommen dieser 
Verantwortung jedoch nicht nach. 
Eindrucksvoll bestätigt wird dies durch 
ein Urteil des Niedersächsischen Staatsge- 
richtshofes. Danach hat das Land Nieder- 

Von Peter Götz, 
steilvertretender Vorsitzender 

der Arbeitsgemeinschaft 
Kommunalpolitik 

Sachsen seine Verfassungsverpflichtung, 
für eine angemessene Finanzausstattung 
seiner Kommunen Sorge zu tragen, mehr- 
fach verletzt. Der Kern des Finanzaus- 
gleichssystem wurde für verfassungswid- 
rig erklärt. Das kommunalfeindliche Vor- 
gehen in Niedersachsen macht deutlich, 
was den Städten, Gemeinden und Kreisen 
droht, wenn der niedersächsische Mini- 
sterpräsident auf Bundesebene Macht er- 
langen würde. 

Unbeschadet der Rechte und Pflichten der 
Länder, bekennt sich diese Bundesregie- 
rung ausdrücklich zu ihrer Mitverantwor- 
tung für das Wohl der Kommunen. 

Ein gutes Beispiel dafür ist die Städte- 
bauförderung. So sind bis einschließlich 
1997 insgesamt mehr als 14 Mrd. DM be- 
reitgestellt worden. Wenn jedoch z. B. 
Brandenburg die vom Bund bereitgestell- 
ten Fördermittel den Gemeinden vor- 
enthält, so fehlt das Geld der mittelständi- 
schen Bauwirtschaft. 
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• Strukturen der Gemeinde- 
finanzen fortentwickeln 

Ein wichtiger Schritt für ein modernes Ge- 
meindefinanzsystem ist die Abschaffung 
der Gewerbekapitalsteuer und die unmit- 
telbare Beteiligung der Gemeinden an der 
Umsatzsteuer. Es war diese Bundesregie- 
rung, die erfolgreich durchgesetzt hat, daß 
die Umsatzsteuer nicht über die Länder, 
sondern unmittelbar an die Gemeinden 
geht. Wichtig ist auch, daß bei der weite- 
ren Ausgestaltung der Steuersysteme das 
Band zwischen Bürger und Gemeinden 
aber auch zwischen Wirtschaft und Kom- 
munen gestärkt wird. 
Die Gewerbesteuerumlage, wie auch an- 
dere in Jahrzehnten gewachsene Umla- 
gesysteme gehören auf den Prüfstand und 
müssen den allgemeinen Entwicklungen 
angepaßt werden. 
Ferner muß ernsthaft darüber nachgedacht 
Werden, ob die Grundsteuer in der heutigen 
Form noch zeitgemäß ist. Wir brauchen 
auch bei der Grundsteuer - wie bei der 
dringend notwendigen großen Steuerre- 
form - ein einfaches, für jeden nachvoll- 
ziehbares Steuersystem. Deshalb plädiere 
ich dafür, daß wir in der kommenden Le- 
gislaturperiode die Besteuerung von Grund 
und Boden kostenneutral radikal vereinfa- 
chen. Dann sind die Gemeinden in der La- 
ge, bei entsprechender Finanzausstattung, 
die Erhebungen selbst vorzunehmen. Eine 
echte Chance, den Staat schlanker zu ma- 
chen und Bürokratie abzubauen. 

• Sozialhilfe reformieren 
Inzwischen haben die Sozialhilfelasten fi- 
nanzielle Größenordnungen erreicht, die 
vjele Sozialhilfeträger erdrücken. Ohne 
die bundespolitischen Entscheidungen lä- 
gen die Aufwendungen der Kommunen 
für Sozialhilfe pro Jahr in Milliardenhöhe 
über den heutigen Werten. 
Die Kommunen beschäftigen heute etwa 
200.000 der rd. 700.000 arbeitsfähigen 

Sozialhilfeempfänger. Das sind 80.000 
mehr als noch vor drei Jahren. Dieses Be- 
schäftigungsangebot der Kommunen muß 
weiter ausgebaut werden. Dazu gehört 
auch, daß die Anreize zur Aufnahme von 
Arbeit weiter verstärkt werden. Jeder, der 
arbeitet, soll mehr verdienen als der, der 
nicht arbeitet. Ich appelliere an den Bun- 
desrat, diese Neuregelungen nicht weiter 
zu blockieren. Denn es ist immer noch 
besser, Arbeit zu finanzieren, als Arbeits- 
losigkeit zu unterstützen. 

• Umweltschutz und 
Kommunalpolitik 

Die Menschen erwarten partnerschaftli- 
ches Miteinander beim Umweltschutz und 
keine Horrorforderungen, die keiner mehr 
bezahlen kann. 
Umweltschutz muß ökologisch und öko- 
nomisch sinnvoll sein, dann erfährt er 
auch die notwendige Akzeptanz. Die Ha- 
bitat-Agenda und die Lokale Agenda 21 
bieten dafür einen ausgezeichneten Hand- 
lungsrahmen. Sie gehören in den unmittel- 
baren Verantwortungsbereich der Kommu- 
nen. Ich bin sicher, die Städte und Ge- 
meinden werden ihn positiv und konstruk- 
tiv zusammen mit den Bürgerinnen und 
Bürgern nutzen. 

Zitat 

Die Verantwortung für die weitere Fort- 
führung dieser großartigen Aufbaulei- 
stung darf nicht in die Hände derjenigen 
gelegt werden, die wie die Ministerprä- 
sidenten Oskar Lafontaine und Gerhard 
Schröder 1990 gegen die Wirtschafts-, 
Währungs- und Sozialunion und damit 
gegen den Wunsch der überwiegenden 
Mehrheit der Bürgerinnen und Bürger 
in den neuen Ländern gestimmt haben. 

Otto Hauser, Sprecher der 
Bundesregierung, zum Aufbau Ost 
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Aus christlicher Verantwortung: 
Politik für die Menschen 

Unter diesem Motto fand in Wuppertal, 
der „heimlichen Hauptstadt des deut- 
schen Protestantismus", wie Generalse- 
kretär Peter Hintze feststellte, die 13. 
Landesdelegiertentagung des Evangeli- 
schen Arbeitskreises der CDU NRW 
statt. Im Mittelpunkt der Tagung stand 
eine öffentliche Veranstaltung mit dem 
Landesvorsitzenden der nordrhein- 
westfälischen CDU, Bundesarbeitsmini- 
ster Norbert Blüm, und mit Generalse- 
kretär Peter Hintze. 
Norbert Blüm rief in seiner kämpferischen 
Rede die CDU zur Geschlossenheit auf 
und forderte alle in der CDU auf, ihre 
„ganze Kraft dem politischen Gegner" zu 
widmen und sich mit „Schröder und La- 
fontaine" auseinanderzusetzen. „Wenn es 
um die Macht geht, vergessen die Sozial- 
demokraten ihre Großmutter und ihre 
Überzeugung", das zeige die Zusammen- 
arbeit von SPD und PDS in Sachsen-An- 
halt, sagte der CDU-Landesvorsitzende. 
Die Alternativen für den 27. September 
seien klar: „Mit der CDU sicher, modern 
und zukunftsorientiert ins 21. Jahrhundert 
aufbrechen oder mit Rot-Grün, toleriert 
von der PDS, aus der Weltliga absteigen." 
Die Ergebnisse rot-grüner Politik könne 
man in Nordrhein-Westfalen studieren. „In 
der Bildungspolitik steht NRW auf einem 
Abstiegsplatz. 50.000 Arbeitsplätze sind 
gefährdet, weil die rot-grüne Landesregie- 
rung den Tagebau Garzweiler II weiter 
blockiert. Straßen und Flughäfen werden 
nicht ausgebaut." Dagegen habe die Bun- 
desregierung mit ihrer Reformpolitik viel 
erreicht. „Der Aufschwung ist da, die Ar- 
beitslosigkeit nimmt ab, und die Preise 
sind stabil." 

Generalsekretär Peter Hintze dankte 
zunächst dem EAK der CDU NRW und 
seinem Landesvorsitzenden, Thomas Ra- 
chel, für die hervorragende Arbeit. Die 
CDU sei die einzige politische Kraft, „die 
ja sagt zur Kirchensteuer, zum Religions- 
unterricht und zum christlichen Men- 
schenbild". An die evangelische Kirche 
richtete Peter Hintze die Bitte, daß sie Ra- 
dikale mit gleicher Intensität bekämpft, 
„egal ob sie von rechts oder links kom- 
men". Die CDU sei mittlerweile die einzi- 
ge politische Kraft, die uneingeschränkt 
„Diktatur Diktatur nennt und Extremisten 
Extremisten nennt". 
Der SPD warf der Generalsekretär vor, 
daß sie durch die Zusammenarbeit mit der 
PDS in Magdeburg endgültig den Grund- 
satz der Demokraten verraten habe „nie- 
mals mit linken oder rechten Extremisten" 
zusammenzuarbeiten. „Die Mehrheit der 
Deutschen will keinen Kanzler, der mit 
Stimmen der Kommunisten gewählt 
wird", stellte Peter Hintze fest. Bei der 
Bundestagswahl gehe es auch darum, wie 
es in Europa weitergehe. 1999 habe 
Deutschland die Ratspräsidentschaft, erin- 
nerte Peter Hintze. „Da können wir uns 
keine rot-grünen Spielereien leisten." 
Wir brauchen deshalb bei der Bundestags- 
wahl ein klares Votum für Helmut Kohl. 
SPD und Grüne nannte er „Kräfte der Ver- 
gangenheit", weil sie die erfolgreichen 
Reformen der CDU-geführten Bundesre- 
gierung wieder zurückschrauben wollen. 
Peter Hintze: „Rot-Grün gefährdet den 
Aufschwung. Auch deshalb brauchen wir 
am 27. September eine klare Mehrheit für 
Bundeskanzler Helmut Kohl und seine 
Politik der Mitte." ■ 
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Eine Kirche im Abseits wäre fatal 
für unser Gemeinwesen 

Einen Blick über den Termin der Bun- 
destagswahl hinaus hat der Bundesvor- 
sitzende des Evangelischen Arbeits- 
kreises (EAK), Jochen Borchert, in 
einem politischen Brief an Pfarrerinnen 
und Pfarrer gewagt. 

Niemand könne die Zukunft vorhersehen, 
schreibt er. Aber die Angst vieler Men- 
schen vor dem Unbekannten signalisiere: 
„Der Schritt ins nächste Jahrtausend wird 
nicht einfach." 
Da sei kritiklose Zukunftsgläubigkeit un- 
angebracht. Es-wird-schon-nicht-so- 
schlimm-werden beruhigt nicht mehr. 
Der Verzicht auf vieles Liebgewonnene be- 
deute aber auch : „Wir werden viel Neues 
gewinnen können." Unser Arbeitsleben 
wird abwechslungsreicher, unsere Berufe 
Werden anspruchsvoller, Bildung und Wei- 
terbildung werden unseren Lebensalltag be- 
gleiten, Familien- und Berufsleben werden 
sich besser miteinander verbinden lassen. 
Sozialen Ausgleich und inneren Frieden 
beim Wandel so vieler Verhältnisse kön- 
nen Politik und die Parteien aber nicht al- 
lein bewahren. Sie sind auf Hilfe angewie- 
sen, zum Beispiel auf die der Kirchen. 
Das sei nur einer der Gründe, wenn auch 
der wichtigste: warum die CDU die Kir- 
chen in ihrer Arbeit auch in Zukunft unter- 
stützen will. 
Jochen Borchert stellt dazu weiter fest: 

a Wir halten am System der Kirchen- 
steuer fest. Das ist für die CDU - im Un- 
terschied zu anderen Parteien - ein unver- 
rückbarer Programmpunkt. Die Kirchen- 
steuer ist die entscheidende materielle 
Grundlage der Kirchen, eine stetige, um- 
fangreiche und vom Staat unabhängige 
Arbeit zu leisten. 

Wir befürworten den Religionsunter- 
richt als ordentliches Unterrichtsfach in al- 
len Bundesländern. Das ist Verfassungs- 
pflicht, und das ist aus der notwendigen 
Selbstbeschränkung staatlichen Handelns 
heraus geboten. Übernimmt der Staat die 
Werteerziehung allein, kann niemand die 
Indoktrination einer bestimmten politi- 
schen Richtung ausschließen. In der Schu- 
le sollten, wie Bischof Wolfgang Huber es 
formuliert hat, die Positionen einer „Ethik 
ohne Religion" und einer „Ethik aus Reli- 
gion" gleichberechtigt zur Geltung kom- 
men. Die Schüler sollten Religion nicht 
nur „bekenntnisfrei" von außen, sondern 
auch in ihrem Selbstverständnis, also von 
innen, kennenlernen können. Nur so, mei- 
ne ich, können junge Menschen einen le- 
bendigen persönlichen Bildungsprozeß 
durchlaufen. 

Wir treten dafür ein, daß der rechtli- 
che und gesellschaftliche Status der bei- 
den großen Kirchen in Deutschland als öf- 
fentliche Körperschaften unverändert - 
das heißt: ungeschmälert - erhalten bleibt. 
Kirchliche Ordnung und kirchliche Ämter 
müssen von staatlichem Einfluß 
grundsätzlich frei sein. Die Möglichkeiten 
der Kirchen, in unserem Land zu wirken 
und die Lebenswirklichkeit mitzugestal- 
ten, dürfen keinesfalls beschnitten werden. 
Das betrifft nicht nur die gemeinsamen 
Angelegenheiten wie die Theologischen 
Fakultäten, die Militärseelsorge oder das 
Friedhofsrecht. Das meint vor allem auch 
die nicht-formelle Mitwirkung bei Geset- 
zesvorhaben oder der staatlichen Personal- 
politik und die institutionelle Mitarbeit in 
den Rundfunkräten, bei der Sozialhilfe 
und der Jugendhilfe. ■ 
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West unterstützt Ost - 
Ost unterstützt West 

Wie sich Kreisverbände gegenseitig helfen können 
Gespräche am Canvassing-Stand sind 
das A und O in der heißen Wahlkampf- 
Phase. Viele Bürgerinnen und Bürger, 
oft über die Medien nicht richtig infor- 
miert, fragen nach speziellen Themen, 
müssen erst noch von der CDU-Politik 
überzeugt werden. Damit diese Anspra- 
che auch erfolgreich ist, sollten möglichst 
viele Mitglieder der Orts-, Stadtbezirks- 
und Kreisverbände motiviert werden, an 
den Canvassing-Aktionen teilzunehmen. 
Doch gerade in den neuen Bundesländern 
sind die Verbände aufgrund ihrer geringe- 
ren Mitgliederzahl nicht immer in der La- 
ge, alle wichtigen Plätze ihrer Gemeinden 
mit Ständen zu besetzen. Im Volkskam- 
merwahlkampf und bei der ersten gesamt- 
deutschen Wahl 1990 sind Kreisverbände 
aus den alten Bundesländern Partnerschaf- 
ten mit Kreisverbänden in den neuen Bun- 
desländern eingegangen und haben bei 
den verschiedenen Wahlkampf-Veranstal- 
tungen vor allem personelle Unterstützung 
geleistet. 
Diese Partnerschaften sollten im Bun- 
destagswahlkampf, dessen heiße Phase 
unmittelbar nach den Ferien beginnt, un- 
bedingt wieder aufleben. Mitgliederstar- 
ke westdeutsche Verbände können beim 
Canvassing in den neuen Bundesländern 
tatkräftig mithelfen. Umgekehrt sollten 
aber auch Kreisverbände in den neuen 

Bundesländern Mitglieder in die alten 
Bundesländer schicken, damit bei deren 
Wahlkampf auch intensiv über die Situa- 
tion in den neuen Bundesländern ge- 
sprochen werden kann. 

Mit gutem Beispiel 
vorangegangen ist vor der Landtags- 
wahl in Sachsen-Anhalt der Stadt- 
verband Meckenheim. Gleich mit 
12 Mitgliedern leistete er am 17. und 
18. April in Halle Wahlkampfhilfe. 

An sechs Canvassing-Ständen in der 
ganzen Stadt setzten sich die Gäste aus 
dem Rheinland für die seit Jahr und Tag 
befreundete Hallenser CDU ein, verteilten 
Sympathiewerbemittel und suchten das 
Gespräch mit den Bürgerinnen und Bür- 
gern. 
So etwas wie Überraschungsgast an den 
Ständen war die Vorsitzende der Frauen- 
Union, Rita Süssmuth. Sie beeindruckte 
vor allem damit, daß sie als Bundestags- 
präsidentin den Hallensern auch ihr hohes 
Staatsamt zum Anfassen nahe brachte. 
Auch der Spitzenkandidat der CDU, Chri- 
stoph Bergner, war mit von der Partie. Er 
konnte sich von der frischen Unbefangen- 
heit überzeugen, mit der gerade Helfer, die 
nicht vor Ort zu Hause sind, auf andere 
Leute zugehen. 

Job-Maschine! Der Motor läuft 
auf Touren llandwolc biciei 25 UOO 

zusaoJicheLchrsicIlenan 

tXMP-n^lU« 

CDU 
aus: Bild vom Montag, den 29. Juni 



Infofax-Sonderservice vorläge 

Job-Maschine! 
Der Motor läuft auf Touren 
Deutschland im Aufschwung: Viele Branchen melden steigende Beschäftigtenzahlen, 
manche Unternehmen klagen bereits über fehlende Fachkräfte. 

X Das Handwerk wird 25.000 Lehrlinge mehr ausbilden als 1997. Mit 623.000 Lehrlingen ist 
das Handwerk „Ausbilder der Nation". 

X Bis Ende Mai sind über 112.000 neue Ausbildungsverträge bei den Industrie- und Handels- 
kammern eingegangen - ein Plus von 8,5 Prozent gegenüber dem Vorjahr. 

X Die Werkzeugmaschinenindustrie sucht Nachwuchs. Es sind nicht genügend Auszubilden- 
de zu finden, obwohl ihnen eine Weiterbeschäftigung nach der Lehre so gut wie sicher sei. 

X Die Zahl der Beschäftigten in der Metall- und Elektroindustrie ist in den ersten beiden 
Monaten des Jahres um rund 25.000 gestiegen. 

X Die Automobilindustrie beschäftigt derzeit rund 700.000 Menschen, rund 43.000 mehr als 
Ende 1996. Im laufenden Jahr sind allein bis März 18.000 neue Stellen geschaffen worden. 

X Die Zahl der Unternehmen in der Textilmaschinenindustrie, die in den nächsten drei 
Monaten eine Zunahme der Beschäftigten erwarten, ist stark angestiegen. 

X Die Arbeitgeberverbände rechnen, daß derzeit 1,3 bis 1,5 Millionen Stellen verfügbar sind. 

Das kräftige Wirtschaftswachstum wirkt sich auf dem Arbeitsmarkt aus - die Job- 
Maschine läuft auf Touren. Dies ist ein Erfolg unserer konsequenten Reformpolitik 
für mehr Wachstum und Beschäftigung. 

Neuer Aufschwung - Neue Arbeit 

CDU 
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Bundesnaturschutz 

Was die Landwirtschaft von der 
SPD zu erwarten hat 

Anläßlich der Zurückweisung des Ver- 
mittlungsausschußergebnisses zur Än- 
derung des Bundesnaturschutzgesetzes 
im Deutschen Bundestag am 24. Juni 
erklärte der agrarpolitische Sprecher 
der CDU/CSU-Bundestagsfraktion 
Egon Susset: 
Mit der Presseerklärung zum Bundesna- 
turschutzgesetz der Abgeordneten Ulrike 
Mehl und Michael Müller dokumentiert 
die SPD öffentlich, was sie von der Land- 
wirtschaft hält und wie sie in Zukunft mit 
ihr umspringen will. 
Ihr Vorgehen hat Methode. Zunächst 
zeichnet man ein Katastrophenbild des 
Naturschutzes in Deutschland. Damit be- 
gründet man die Weigerung, den Landwir- 
ten einen gerechten Ausgleich für wirt- 
schaftliche Nachteile durch staatlich auf- 
erlegte Naturschutzmaßnahmen zu ge- 
währen. Die von uns vorgelegte saubere 
Regelung für diese Fälle wird von der 
SPD „als falsche Konfrontation zwischen 
Naturschutz und Landwirtschaft" verzerrt. 
Die SPD gesteht gnädigerweise Aus- 
gleichszahlungen dort zu, „wo sie gerecht- 
fertigt sind". Darüber, wann dieser Gna- 
denakt erfolgt, entscheidet die SPD. 
Für uns ist es eine Selbstverständlichkeit, 
daß nur ein Miteinander von Landwirt- 
schaft und Naturschutz die gewünschten 
Fortschritte bringt. Dies wird die SPD nie 
begreifen. Statt dessen verirrt sie sich in 
wilden Argumentationen und abstrusen 
Aussagen bei einer Verquickung der EU- 
Agrarpolitik und dem Bundesnatur- 
schutzgesetz. Erfreulich klar sind aber ih- 
re Absichtserklärungen für ihren künfti- 

gen Affrontkurs gegen die Landwirt- 
schaft: 
Streichung der Landwirtschaftsklausel, 
größere und stärkere staatliche Eingriffe, 
eine intensivere Verplanung der Land- 
schaft sowie vermehrte rechtliche Ausein- 
andersetzungen. 
Aus all diesen Punkten spricht das alte 
planwirtschaftliche Denken der SPD auch 
beim Naturschutz. Mit einer solch syste- 
matischen Benachteiligung der Landwirt- 
schaft bringt man den Naturschutz nicht 

Heute und auch in Zukunft 
tritt die CDU für ein Miteinan- 
der von Landwirtschaft und 
Naturschutz ein. 

weiter. Die SPD vergißt, daß das, was sie 
schützen will, zum größten Teil erst über 
Jahrhunderte hinweg von der Landwirt- 
schaft geschaffen worden ist. Es ist ihr of- 
fensichtlich entgangen, daß die Landwirt- 
schaft heute bereits vielerorts im Zuge des 
Vertragsnaturschutzes erfolgreiche Arbeit 
für den Naturschutz leistet. Deshalb tritt 
die CDU/CSU heute und auch in Zukunft 
für ein Miteinander von Landwirtschaft 
und Naturschutz ein. Derjenige, der etwas 
für die Natur tut, muß anerkannt werden, 
statt daß man ihm,wie die SPD es tut, 
Steine in den Weg legt. 
Nur mit unserer Landwirtschaft können 
wir die von der Bevölkerung geschätzten 
deutschen Landschaftsbilder und die Le- 
benskraft des ländlichen Raumes erhal- 
ten. ■ 
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Die SPD und die Bildungspolitik 

Leere Schlagworte - 
fehlende Konzepte 

, Jugend braucht Zukunft - Bildung für 
alle." Mit diesen Schlagworten eröffnet 
die SPD ihr Kapitel zur Jugend- und 
Bildungspolitik im Wahlkampfpro- 
gramm. Auch in den vergangenen Wo- 
chen hat ihr „Kandidat" Gerhard 
Schröder immer wieder betont, daß die 
Bildungspolitik ein neuer Schwerpunkt 
der Politik werden müsse. Schon am 
Anfang des Programms wird hervorge- 
hoben, daß die Hochschulen neue Zu- 
kunftswerkstätten werden müßten, und 
die Gesellschaft soll mit Hilfe der SPD 
mehr Demokratie wagen und Jugendli- 
chen stärkere politische Teilhabe er- 
möglichen. 

Die „allererste Maßnahme der neuen SPD- 
geführten Bundesregierung" werde ein 
Sofortprogramm zur Bekämpfung der Ju- 
gendarbeitslosigkeit sein. 100 000 Jugend- 
liche sollen so schnell wie möglich in 
Ausbildung und Beruf kommen. Jungen 
Menschen wird jedoch kein Gefallen da- 
mit getan, daß ein staatlicher Arbeitsmarkt 
ihre Berufswahl einschränkt. 

Dann wird die Lehrstellenabgabe für nicht 
»ausbildungswillige Betriebe" ins Ge- 
spräch gebracht. Aber wird wirklich eine 
einzige Lehrstelle durch Zwangsabgaben 
geschaffen? Auch kurzfristige künstliche 
Korrekturen der Arbeitsmarktzahlen bei 
Jugendlichen, wie es das SPD-Sofortpro- 
gramm zur Bekämpfung der Jugendar- 
beitslosigkeit vorsieht, ist keine Hilfe zur 
Selbsthilfe. Der Verwaltungsapparat für die 
"Lehrstellensteuer der SPD" würde hohe 
Kosten erzeugen und unnötig Geld ver- 
schleudern, das Berufsberatung und Aus- 

bildungsvermittlung der Arbeitsämter drin- 
gend brauchten. Geplante Lohnkostenzu- 
schüsse für auszubildende Betriebe stellen 
dabei eine weitere unnötige Subventionie- 
rung des Staates dar, die besser in die Bil- 
dungspolitik investiert werden sollte. 

Um die Jugendarbeitslosigkeit in den Griff 
zu bekommen, müssen junge Menschen in 
unserer Gesellschaft die bestmögliche 
Ausbildung erhalten. Wissen ist das ent- 
scheidende Zukunftskapital. Gegen diesen 
Grundsatz ist in der Vergangenheit insbe- 

Von Christian Jung, Bundes- 
vorsitzender der Schüler-Union 

sondere von linken Bildungsideologen 
schwer verstoßen worden. Bildungspolitik 
darf nicht mit Sozialpolitik verwechselt 
werden, und die rote Einheitsschule hat 
längst bewiesen, daß sie zur Elitebildung 
nicht taugt. Deshalb ist die Dreigliedrig- 
keit des Schulsystems ebenso wichtig wie 
die Oberstufenreform. 

In den alten Bundesländern steigt die Zahl 
der Schulabgänger wieder kontinuierlich 
an. Bis zum Jahr 2007 ist mit einem Zu- 
wachs von insgesamt 200 000 Schulab- 
gängern zu rechnen. Jährlich werden 
durchschnittlich 15 000 zusätzliche Ab- 
solventen eine Ausbildungsstelle nachfra- 
gen. In den neuen Bundesländern wird die 
Zahl der Schulabgänger zwischen 1997 
und dem Jahr 2000 leicht zurückgehen. 
Danach wird ein stärkerer Abbau der 
Schulabgängerzahlen erwartet. Insgesamt 
wird in ganz Deutschland bis zum Jahr 
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Die Junge Union Deutschlands 
sucht zum 1. Oktober 1998 für 

die Bundesgeschäftsstelle in Bonn 
(ab 1. Januar 1999 Berlin) eine/ei- 
nen 

Finanzreferenten/in 
Aufgaben: 
• Beantragung und Abrechnung 

aller finanziellen Vorgänge 
(national und international) 

• Finanzverwaltung 
• Personalverwaltung 
• Versicherungswesen 

AnforderungenA/oraussetzungen: 
• kfm. Ausbildung - nach Möglich- 

keit Industriekaufmann/frau 
• Versicherungskenntnisse 
• Lohnsteuer- und sozialversiche- 

rungsrechtliche Kenntnisse 
• finanzielle Zusammenhänge 

schnell erkennen 

2006 mit einem Ausbildungsplatzbedarf 
von rund 705 000 Plätzen gerechnet. 
Da reicht es nicht, wenn die SPD pausen- 
los mit ihrem Schlagwort „Chancengleich- 
heit in der Bildung" umherzieht. Die SPD 
und viele andere linksgerichtete Bildungs- 
ideologen haben immer noch nicht begrif- 
fen, daß Menschen mit den unterschied- 
lichsten Begabungen auf die Welt kom- 
men und nicht alle zum Ziel haben, das 
Gymnasium oder die Universität zu besu- 
chen. Die SPD sagt nicht, wie sie sich eine 
Bildungspolitik vorstellt, die Jugendliche 
befähigt, eine Ausbildung anzutreten und 
lesen, schreiben und rechnen zu lernen. 
Viele Probleme sind die katastrophalen 
Ergebnisse von Gesamtschulausbildung in 
den SPD-regierten Bundesländern. 

• Beherrschung der deutschen 
Sprache in Wort und Schrift, 
Englischkenntnisse 

• Computerkenntnisse 
(MS Office Professional 97, 
Internetkenntnisse) 

• hohes Maß an Mobilität und 
Flexibilität 

• Höchstalter 30 Jahre 
Vergütung: in Anlehnung an 
BAT V a/IV b (Bund) 
Die Einarbeitung erfolgt ab 1. Okto- 
ber 1998 in der Bundesgeschäfts- 
stelle in Bonn. Ab 1. Januar 1999 
ist Dienstsitz Berlin. 

Schriftliche Bewerbungen 
einschließlich aller üblichen 
Unterlagen sind bis zum 
31. Juli 1998 an die Bundesge- 
schäftsstelle der Jungen Union 
Deutschlands, z. Hd. Bundes- 
geschäftsführer Ulrich Burger, 
Annaberger Straße 283, 
53175 Bonn, zu richten. 

Die SPD äußert sich überhaupt nicht zu 
Themen wie einer früheren Einschulung 
oder der Verkürzung der Schulzeit. Die 
Förderung von schwachen und begabten 
Schülern in unterschiedlichen Angeboten 
wird nicht angesprochen. Auch auf die 
für die Zukunftsgesellschaft entscheiden- 
den Themen wie Fremdsprachen und 
Umgang mit modernen Medien wird ver- 
zichtet. 
Die Sozialdemokraten haben in der Bil- 
dungspolitik keine brauchbaren Konzepte, 
und Gerhard Schröder ist der Garant 
dafür, daß das „Megathema Bildung" 
nach dem Wahlkampf bei der SPD nicht 
mehr auf der Tagesordnung stehen wird. 
In Niedersachsen hat er dies bereits be- 
wiesen. 
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f Argumente m^^ 
mit Erstwählern 

Wer sich vor Augen führt, daß man- 
che Erstwähler des 27. September 

bei der letzten Bundestagswahl erst 14 
Jahre alt waren, wird sich in Ge- 
sprächen mit ihnen nicht scheuen, auch 
auf Politikwissen zu sprechen zu kom- 
men, das ihm selber selbstverständlich 
ist. 
Sechs Punkte sollten Sie unbedingt pa- 
rat haben, um jungen Menschen die Be- 
deutung ihrer Wahlbeteiligung klar zu 
machen: 

1: Vom Wahlrecht 
Gebrauch machen! 

Du entscheidest nicht nur über die Zu- 
kunft dieses Landes, sondern auch über 
Deine eigene Zukunft. Wenn Du nicht 
wählst, überläßt Du diese wichtige Ent- 
scheidung anderen. 

2. Wie funktioniert 
Demokratie? 

Die anderen - das sind wie Du das Volk, 
von dem nach unserer Verfassung „alle 
Macht ausgeht". 
Durch Wahlen wird diese Macht auf Leu- 
te übertragen, die stellvertretend für ihre 
Wähler handeln und entscheiden sollen. 
Logisch: Einen solchen Auftrag erteilt 
rnan nur solchen, denen man auch ver- 
traut. 

Wichtig: Du hast am 27. September 
2wei Stimmen: 
• Mit der Erststimme entscheidest Du 

darüber, welcher Abgeordnete Dich in 
Deinem Wahlkreis vertritt. 

• Die Zweitstimme entscheidet darü- 
ber, wer Kanzler wird. 

3. Was geschieht im 
Bundestag? 

Auftrag an Deinen Abgeordneten - das 
heißt vor allem: 

• den Bundeskanzler wählen, 

• beschließen, wieviel Geld jährlich für 
welche Aufgaben des Bundes ausge- 
geben werden soll, 

• an der Gesetzgebung mitwirken, 

• die Regierung kontrollieren und 

• die Öffentlichkeit über alle wichtigen 
politischen Vorgänge informieren. 

Der Abgeordnete erledigt das alles nicht 
allein, sondern in Gremien: 

• in Fraktionen, zu denen sich die Ab- 
geordneten des Deutschen Bundes- 
tags zusammenschließen können, 

• in Arbeitsgruppen, die die Fraktio- 
nen fraktionsintern für besondere 
Sacharbeiten bilden, 

• in Ausschüssen, in die die einzelnen 
Fraktionen ihre Vertreter schicken - 
zur Vorberatung von Gesetzen und 
sonstigen Beschlüssen, ehe darüber 
im Bundestagsplenum abgestimmt 
wird, 

• in Untersuchungsausschüssen, die 
in der Regel „skandalöse" Sachver- 
halte klären, und 

• in Enquete-Kommissionen, die weit- 
reichende Entscheidungen vorberei- 
ten. 
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4. Wie entsteht ein 
Bundesgesetz? 

Am Anfang steht der Gesetzentwurf. 
Eingebracht werden kann er 
• durch die Bundesregierung, 
• aus der Mitte des Bundestags, 
• durch den Bundesrat. 
Der Entwurf durchläuft im Plenum des 
Bundestags in der Regel drei Beratun- 
gen bzw. „Lesungen": 
Erste Lesung - danach beraten die zu- 
ständigen Ausschüsse und parallel dazu 
die Arbeitsgruppen der Fraktionen. 
Zweite Lesung - der Bundestag behan- 
delt die Beratungsergebnisse des Aus- 
schusses. Ergeben sich dabei keine 
weiteren Änderungen, dann kommt es 
sofort zur dritten Lesung und zur 
Schlußabstimmung. 
Nur mit Zustimmung des Bundesrates 
als der Vertretung der Länder werden 
diejenigen Gesetze wirksam, die in die 
Zuständigkeit der Länder eingreifen. 
Zwei-Drittel-Mehrheiten in Bundestag 
und Bundesrat sind bei verfassungsän- 
dernden Gesetzen erforderlich. 
Gescheitert ist ein sog. zustimmungs- 
pflichtiges Gesetz, wenn der Bundesrat 
es ablehnt. 
Den Vermittlungsausschuß kann der 
Bundesrat bei nicht-zustimmungspflichti- 
gen Gesetzen anrufen und Einspruch 
erheben. In einer erneuten Abstimmung 
kann der Bundestag diesen Einspruch 
zurückweisen. 
In Kraft tritt ein Gesetz nach Unterschrift 
durch den Bundespräsidenten und Ver- 
kündung im Bundesgesetzblatt. 

5. Wozu brauchen wir 
Parteien? 
Grundgesetz und Parteiengesetz 
haben Status und Aufgaben der Par- 

teien festgeschrieben. Wichtigste Be- 
stimmung: 

„Die Parteien wirken bei der politischen 
Willensbildung des Volkes mit. 

Ihre Gründung ist frei. Ihre innere Ordnung 
muß demokratischen Grundsätzen ent- 
sprechen. "(Grundgesetz Artikel 21.1) 

6. Wählen - aber wie? 
Wahlberechtigt ist jeder Deutscher, der 
das 18. Lebensjahr vollendet hat und 
mindestens 3 Monate im Wahlgebiet 
wohnt (aktives Wahlrecht). Auch Deut- 
sche, die sich im Ausland aufhalten, 
können ihr Wahlrecht durch Briefwahl 
ausüben. 

Wählbar ist jeder, der das 18. Lebens- 
jahr vollendet hat und mindestens seit 
einem Jahr Deutscher ist (passives 
Wahlrecht). 

Zum Wahlakt: 

Mit der Erststimme entscheiden die 
Wähler über den Abgeordneten, der sie 
in dem Wahlkreis vertreten soll, in dem 
sie wohnen. Gewählt ist, wer die relative 
Mehrheit der Stimmen erhält. 

Wahlentscheidend ist die Zweitstim- 
me. Denn der Anteil der Parteien an den 
Zweitstimmen entscheidet über deren 
Anteil an den insgesamt 656 Bundes- 
tagssitzen. 

Zu sog. Überhangmandaten - das 
sind: zusätzliche Sitze - kommt es, 
wenn eine Partei in den insgesamt 
328 Wahlkreisen mehr Direktkandi- 
daten bzw. Wahlkreissieger bei den 
Erststimmen hat, als ihr nach dem 
Zweitstimmenergebnis zustehen. 



RENTE 
Schröder: „Für 
die, die jetzt von 
der Schule kom- 
men, soll es nur 
noch eine bei- 
tragsfinanzierte 
Grundrente ge- 
ben." (Wirt- 
schaftswoche, 
21. 5. 98) 

Schattenminister 
Riester: „Wenn 
wir zum Beispiel 
eine Mindestren- 
te einführen, 
dann muß diese 
Mindest rente 
vom Steuerzahler 
finanziert wer- 
den." (Spiegel,/ 
4. 5. 98) 

Norbert Blüm:, 
„Das nenne ich 
Rentenpolitik 
mit der Abrißbir- 
ne." (FAZ-Sonn- 
tagszeitung, 
10. 5. 98) 

Die SPD will 
eine steuerfinanzierte 
Grundrente unter 1 500 
Mark. Jeder hätte An- 
spruch auf diese Ren- 
te, auch wenn er nie 
Beiträge eingezahlt 
hat. Diese Grundrente 
würde 200 Milliarden 
Mark pro Jahr kosten. 
Wie das bezahlt wer- 
den soll, verschweigt 
die SPD den Beitrags- 
und Steuerzahlern. 

Die SPD will 
die Rentenreform 1999 
rückgängig machen. 
Auf die demographi- 
schen Veränderungen 
soll erst ab dem Jahr 
2015 reagiert werden. 
Der Beitragssatz müß- 
te um 1,6 Prozentpunk- 
te steigen. 

Die SPD will 
die Lebensarbeitszeit 
verlängern. 

CDU dagegen: 
Die Renten sollen sich 
an den Beiträgen be- 
messen, die der einzel- 
ne nach seiner Lei- 
stungsfähigkeit zahlt. 
Eine Grundrente ist 
ungerecht und bestraft 
diejenigen, die ihr Le- 
ben lang gearbeitet ha- 
ben. 

CDU dagegen: 
Die Renten reform der 
CDU verteilt die Lasten 
der demographischen 
Entwicklung gerecht 
auf jung und alt. I 
CDU dagegen: 
Die Rentenreform 1999 
macht eine Verlänge- 
rung der Lebensar- 
beitszeit überflüssig. 

KEINE FRAGE. Die „Welt am Sonn- 
tag" faßt am 24. Mai den „Renten 
Wirrwarr in der SPD" mit dem Satz 
zusammen: „Über die Frage, wie das 
alles bezahlt werden soll, gibt es in 
der SPD allerdings keinen Streit. Sie 
wurde noch gar nicht gestellt." 

Sichere Rente - 
bezahlbare Beiträge: CDU 
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Internet: 

Abrufe erreichen jetzt 
fast die 2-Millionen-Marke 

In Deutschland findet der Wahlkampf 
erstmalig auch im Internet statt. Das 
Interesse am Internet hat in der Bevöl- 
kerung - und auch bei den Medien - 
deutlich zugenommen. 
Mit der Niedersachsen-Wahl stiegen die 
Abrufzahlen des CDU-Angebots sprung- 
haft an und überschritten beträchtlich die 
Ein-Millionen-Grenze. Damit erhöhte sich 
im Laufe des letzten Jahres die Zahl der 
Seitenabrufe fast um das Fünffache. 

Tagesaktuelle Information 
Tagesaktuelle Information wird im CDU- 
Angebot groß geschrieben. Bereits auf der 
Homepage steht die Top-News des Tages 
(anstatt den Besucher mit bunten Bildern 
und langen Ladezeiten zu langweilen). 
Das Online-Magazin erscheint wochentäg- 
lich um 14.00 Uhr mit tagesaktuellen The- 
men. Damit hebt sich das CDU-Angebot 
deutlich von der Konkurrenz ab, die im- 
mer noch der Meinung ist, man brauchte 
die Hochglanz-Broschüren, die man oh- 
nehin produziert, einfach nur ins Internet 
zu stellen. Neben der Information ist die 
Kommunikation mit den Besuchern das 
wichtigste Anliegen. Das Diskussionsfo- 
rum gilt in Internet-Kreisen als eines der 
bestfunktionierenden Foren im deutsch- 
sprachigen Internet-Web. Das Besondere 
des Forums ist, daß die CDU keinerlei Zu- 
gangsbeschränkungen hat und jeder Teil- 
nehmer frei im Forum seine Meinung sa- 

gen kann. Das erfordert eine ganze Menge 
Mut, da natürlich nicht immer für die 
CDU Positives im Forum steht. Diesen 
Mut hat die SPD beispielsweise nicht. Sie 
scheut sich vor der inhaltlichen Auseinan- 
dersetzung. Am Forum der SPD kann nur 
teilnehmen, wer sich ein Paßwort schicken 
läßt. Folglich findet dort auch keine „ech- 
te" Diskussion statt. 
Die CDU hat die Chance, über das Inter- 
net mit der Bevölkerung diskutieren zu 
können, erkannt und nutzt sie. Besonders 
die Diskussion mit CDU-Politikern erfreut 
sich großer Beliebtheit. 

Generalsekretär 
Peter Hintze online im 

CDU-Forum 
Am Donnerstag, dem 9. Juli, ist es 
wieder soweit. Generalsekretär Peter 
Hintze ist von 15.00 Uhr bis 16.30 
Uhr online im Diskussionsforum, um 
Fragen und Anregungen der Internet- 
Besucher zu beantworten. 
Auch Sie können an der Diskussion 
teilnehmen. Wählen Sie sich am 
Donnerstag unter www.cdu.de in das 
Angebot der CDU ein. 
Den Generalsekretär können Sie 
dann auch live in einer Bildübertra- 
gung via Spy-Cam sehen. 

Unsere 
Efektronischei 
Adressen: 

► INTERNET: http://www.cdu.de 
► T-ONLINE: *CDU# 
► X 400: c= de; a = dbp; p = cdu; s = bund 
► E-MAIL: post@www.cdu.de 
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A Erkennungs- 
zeichen, Aufkleber 

Bestell-Nr.: 9419 
Verpackungseinheit: 
100 Expl. 
Preis je 100 
Expl.: 8-DM 

Achtung: 
Neue 

Adresse 
IS-Versand- 
zentrum 
Postfach 14 65 
59306 Ennigerloh 
Fax (0 25 24) 911310 
E-Mail: georg.simon 
@ bertelsmann.de 

A „Ich bin für Kohl", 
Button 

Bestell-Nr.: 9437 
Verpackungseinheit: 
100 Expl.,Preis je 
100 Expl.: 28-DM 

< Beach-Volley 

Bestell-Nr.: 9458 
Verpackungseinheit: 1 Ball 
Preis je Ball: 21,60 DM 
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UNION BETRIEBS GMBH 
POSTFACH 2449 
53014 BONN 
PVSt, DEUTSCHE POST AG 
ENTGELT BEZAHLT. 

IS-Versandzentrum   •   Postfach 11 65 
59360 Ennigerloh   •   Telefax (0 25 24) 911310 

E-Mail: georg.simon@bertelsmann.de 

Alle Preise zzgl. MwSt. und Versand 

• CDU- 
Waserball 

Bestell-Nr.: 
9778 
Verpackungs- 
einheit: 
10 Expl. 
Preis je 
100 Expl.: 
20 DM 
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